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VORWORT

Schritt für Schritt zur umweltfreundlichen Mobilitätswende

Mein Ziel sind lebenswerte Städte und Gemeinden in einem lebenswerten Österreich. Dabei ist 
der Verkehr eine der größten Herausforderungen. Nicht nur für Europa und Österreich, sondern 
auch gerade für unsere Städte und Gemeinden. In Österreich verursacht der Verkehr ein Drittel 
der CO2 Emissionen und ist zu 93 % von Erdöl abhängig. Für ein lebenswertes Österreich brau-
chen wir eine Energie- und Mobilitätswende, mit mehr aktiver Mobilität zu Fuß und per Rad, mit 
einem attraktiven öffentlichen Verkehr und intelligentem Mobilitätsmanagement mit Elektromobi-
lität und neuen innovativen Angeboten.

Zu-Fuß-Gehen spielt als klimafreundlichste, natürlichste und gesündeste Art der Fortbewegung 
gerade in Städten und Gemeinden eine wichtige Rolle in der Mobilitätswende. Leider wird bis 
heute die Bedeutung des Gehens unterschätzt. FußgängerInnen leiden unter Abgasen, Lärm und 
Platzmangel. Die Zersiedelung macht immer mehr Fußwege immer länger und immer mehr zu 
Autofahrten. Diesem Trend wollen wir aktiv entgegenwirken.

In diesem Sinne haben wir mit dem Masterplan Gehen erstmals eine nationale Strategie zur För-
derung der FußgängerInnen in Österreich geschaffen und so die umweltfreundliche Mobilitäts-
wende zur Aufwertung des Zu-Fuß-Gehens eingeleitet. Gerade für lebenswerte Städte und Ge-
meinden brauchen wir viele FußgängerInnen – denn sie heben die Lebensqualität, sorgen für sau-
bere Luft und gutes Klima und stärken die lokale Wirtschaft, Gastronomie und Nahversorgung. 
Damit wir dies erreichen, empfi ehlt der Masterplan Gehen in 10 Handlungsfeldern 26 konkrete 
Maßnahmen, um die Bedingungen für das Gehen wesentlich zu verbessern.

Für die Mobilitätswende brauchen wir auch die Zusammenarbeit aller AkteurInnen. Daher haben 
wir den Masterplan Gehen gemeinsam mit dem BMVIT, dem Umweltbundesamt und vielen Ex-
pertInnen von Ländern, Städten und Gemeinden, Umweltverbänden, der Wirtschaft und Wissen-
schaft erarbeitet. Ich möchte mich an dieser Stelle bei allen, die zur Entstehung des Masterplan 
Gehens beigetragen haben, sehr herzlich bedanken.

Mit dem Masterplan Gehen wollen wir insbesondere die Städte und Gemeinden motivieren und 
unterstützen, Maßnahmen zur Verbesserung der Bedingungen für die FußgängerInnen zu setzen. 
Mein Ressort bietet Österreichs Kommunen mit dem klimaaktiv mobil Förderprogramm dabei wei-
ter aktive Unterstützung für umweltfreundliche Mobilität.

Ich lade alle Länder, Städte und Gemeinden herzlich ein, den Masterplan Gehen gemeinsam mit 
dem Bund als Impuls zu nutzen und Initiativen für die Förderung des Zu-Fuß-Gehens zu starten. 
Gehen wir gemeinsam Schritt für Schritt zur Mobilitätswende.

Ihr Andrä Rupprechter
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, 
Umwelt und Wasserwirtschaft©
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VORWORT

Sehr geehrte Damen und Herren! 

Sehr viele Wege werden zu Fuß zurückgelegt: Jede Nutzung des Öffentlichen Verkehrs, des Moto-
risierten Individualverkehrs aber auch des Radverkehrs hat davor, danach und dazwischen einen 
mehr oder weniger langen Fußweg. Gehen ist das Bindeglied zwischen allen anderen Verkehrs-
mitteln. Gehen ist quasi die Urform der Mobilität und der Überwindung des Raumes. Kurz gesagt: 
Ohne Zu-Fuß-Gehen, geht gar nichts. Zu-Fuß-Gehen hat einen unschätzbaren, aber leider häu-
fi g unterschätzten Wert. 

Das Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie hat es sich daher zur Aufgabe 
gemacht, diesem wertvollen und unverzichtbaren „Verkehrsträger“ die notwendige Aufmerksam-
keit zu schenken, und bereits vor geraumer Zeit mit einer Bestandsaufnahme in Gestalt der Pub-
likation „Fußverkehr in Zahlen“ begonnen. Denn am Beginn jeder verkehrspolitischen Aufgabe 
stehen eine detaillierte Analyse und das Vertrautmachen mit Zahlen, Daten und Fakten. 

Heute sind wir einen Schritt weiter und präsentieren Ihnen den „Masterplan Gehen“, der Ziele de-
fi niert, Probleme aufzeigt sowie Lösungen entwirft und zur Realisierung vorschlägt. Der Master-
plan unterstützt Verkehrsplanung und -politik dabei, das Zu-Fuß-Gehen in ein multimodales Ver-
kehrssystem zu integrieren. 

Um unser Verkehrssystem fußgängerInnengerecht zu gestalten und BürgerInnen verstärkt für ak-
tive Mobilitätsformen gewinnen zu können, benötigen wir zeitgemäße und zukunftssichere Lö-
sungsansätze. Forschung, Innovation und Technologie spielen dabei eine wesentliche Rolle. Aber 
auch eine geeignete bauliche und digitale Infrastruktur, eine ressourcenschonende Verkehrs- und 
Raumplanung, ein modernes Verkehrsrecht sowie ein rücksichtsvolles Miteinander unterschied-
licher VerkehrsteilnehmerInnen sind wesentliche Bausteine dafür, um Zufußgehen als attraktive-
re Alternative und Ergänzung zu anderen Verkehrsmitteln zu erhalten. 

Dazu zeigt der vorliegende Masterplan Strategie und Umsetzungswege auf. Gemeinsam können 
wir viel tun, damit das Gehen seinen angemessenen Platz im Mobilitätsmix bekommt. 

In diesem Sinne wünsche ich Ihnen eine anregende Lektüre.

©
 E

lis
ab

et
h 

G
re

be

Ihr Alois Stöger
Bundesminister für Verkehr, 
Innovation und Technologie
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ZUSAMMENFASSUNG

Der Stellenwert des Gehens

Zu-Fuß-Gehen ist die ursprünglichste Art der Fortbewegung, außergewöhnlich nachhaltig und kli-
maschonend. Zu-Fuß-Gehen ist ressourcenschonend, emissionsfrei, lärmarm, platzsparend und 
hat günstige Auswirkungen auf die Gesundheit. Zu-Fuß-Gehen ist eine für alle sozialen Gruppen 
und jedes Lebensalter mögliche und leistbare Form der Mobilität und sozial inkludierend.

Zu-Fuß-Gehen bringt nicht nur individuelle Vorteile für den einzelnen sondern schafft auch großen 
Nutzen für die Allgemeinheit durch hohe Lebensqualität in den Städten und Gemeinden bis hin zur 
Vermeidung von Gesundheitskosten. FußgängerInnen sind sehr wichtige Kunden und beleben die 
lokale Wirtschaft – in Gastronomie und Tourismus, wie im Einzelhandel und in der Nahversorgung.

Zu-Fuß-Gehen ist aber nicht nur die individuellste, eigenständigste und gesündeste Mobilitäts-
form, sondern hat eine unverzichtbare verkehrsmittelübergreifende Verknüpfungsfunktion. Jede 
Fahrt, jede Reise und jeder Weg beginnt mit einem Schritt zu Fuß. Leider ist der Anteil des Fuß-
verkehrs an den täglich zurückgelegten Wegen ist aus mehreren Gründen seit Jahrzehnten rück-
läufi g. Insbesondere der steigende Motorisierungsgrad und die aus Zersiedelung und autoorien-
tierten Raumstrukturen resultierende Verlängerung der Wege haben aus vielen Fußwegen Fahr-
ten gemacht. In den letzten Jahrzehnten ist der Anteil des „Hauptverkehrsmittels Zu Fuß“ von 
mehr als zwei Drittel aller Wege im Jahr 1950 auf rund 19 % im Jahr 2010 zurückgegangen. Das 
Zu-Fuß-Gehen ist gleichzeitig die große Unbekannte im Gesamtverkehrssystem, da es statistisch 
vielfach nicht erfasst wird. So ist zwar jede Nutzung des öffentlichen Verkehrs, des Pkw Verkehrs 
aber auch des Fahrrads davor, danach und dazwischen mit einem Fußweg verbunden, der aber 
in den heute üblichen Statistiken meist nicht aufscheint. Damit einher geht auch mitunter eine sys-
tematische Unterschätzung der tatsächlichen Bedeutung des Gehens für ein funktionierendes 
Gesamtverkehrssystem.

Leitbild und Ziele des Masterplans

Um den Stellenwert des Zu-Fuß-Gehens wieder zu erhöhen, ist die Koordination und Bündelung 
der Kräfte von Bund, Ländern und Gemeinden von großer Bedeutung. Das Bundesministerium für 
Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft und das Bundesministerium für Verkehr, 
Innovation und Technologie haben daher gemeinsam die Initiative zur Förderung des Fußgänge-
rInnenverkehrs ergriffen. Der Masterplan Gehen ist ein wesentliches Ergebnis dieser Zusammen-
arbeit und wurde  mit Unterstützung des Umweltbundesamts und unter Einbindung zahlreicher 
ExpertInnen aus Verkehr, Umwelt, Gesundheit, Wissenschaft, Wirtschaft und der öffentlichen Ver-
waltung erstellt.

Der Masterplan Gehen soll …
  die wesentliche Bedeutung des Gehens für das Gesamtverkehrssystem bewusst machen! 
  den motivierenden Rahmen für die Verbesserung der Bedingungen fürs Gehen setzen!
  die geeigneten Maßnahmen zur Fußverkehrsförderung zur Umsetzung empfehlen!

Der Masterplan Gehen steht für …
  ein attraktives Gesamtverkehrssystem
  einen hochwertigen Lebensraum und eine hohe Umweltqualität
  eine gesunde Bevölkerung und eine inklusive Gesellschaft
  eine Stärkung der lokalen Wirtschaft insbesondere der Nahversorgung
  eine erhöhte Verkehrssicherheit und sichere attraktive öffentliche Räume
  eine integrative und partizipative Planung.



Strategische Rahmenbedingungen

Der Masterplan Gehen steht für einen neuen nationalen strategischen Rahmen zur Förderung des 
Zu-Fuß-Gehens in Österreich und hat sich die Steigerung des FußgängerInnenverkehrs als Ziel ge-
setzt. Der Masterplan Gehen leistet wichtige Beiträge zum Klimaschutzgesetz, zum Nationalen Aktions-
plan Bewegung und zum Gesamtverkehrsplan. Mit dem Masterplan trägt Österreich zur Umsetzung 
wichtiger internationaler Vereinbarungen wie dem Pan-Europäischen Programm für Verkehr, Umwelt 
und Gesundheit THE PEP (WHO, UNECE) und dem Kinder Umwelt Gesundheits-Aktionsplan bei. 

Die Handlungsfelder und Maßnahmen zur Förderung des Gehens

Der Masterplan Gehen soll alle Ebenen der Förderung des FußgängerInnenverkehrs 
ansprechen. Dazu wurden 10 Handlungsfelder defi niert:

I. Verstärkte Zusammenarbeit und Koordination, 
zur Bündelung aller Kräfte hinsichtlich Motivation, Information und Aktivitäten

II. Förderung von Mobilitätsmanagement zur Forcierung des Gehens,
zur Schaffung von Anreizsystemen fürs Gehen und eine verstärkte  Fußverkehrsförderung

III. Infrastrukturverbesserung und Investitionsoffensive,
um die Bedingungen für das Gehen wesentlich zu attraktivieren und Barrieren zu reduzieren.

IV. Fußgängerfreundliche Verkehrs-, Siedlungs-, und Städteplanung,
zur Etablierung kompakter Raumstrukturen und kurzer Wege, zur Förderung durchmisch-
ter Strukturen und Stärkung der lokalen Wirtschaft und Nahversorgung.

V. Fußgängerfreundliche Verkehrsorganisation und Hebung der Verkehrssicherheit 
um fußverkehrsfreundliche Rahmenbedingungen zu schaffen und gewährleisten.

VI. Optimierung der Verknüpfung mit anderen Verkehrsmitteln 
zur Nutzung von Synergieeffekten und Stärkung des gesamten Umweltverbundes.

VII. Informationssysteme und Bewusstseinsbildung 
um informiertes Gehen zu ermöglichen und Bewusstsein für dessen Vorteile zu schaffen.

VIII. Forschung, für Innovationen und intelligente Technologien zur Unterstützung des Fußverkehrs. 
IX. Ausbildung,

für langfristig verankerte Nachhaltigkeit in der Gehwegeplanung und Fußverkehrsförderung. 
X. Datenbasis und Monitoring,

für eine realistische und umfassende Abbildung des Fußverkehrs in der Statistik.

Diesen 10 Handlungsfeldern wurden 26 konkrete Maßnahmen zugeordnet. Jede Maßnahme wurde 
hinsichtlich Kostenaufwand, Nutzen und Umsetzungszeitraum bewertet. Weiters wurde für jede Maß-
nahme festgehalten, welche Einrichtungen zur Umsetzung erforderlich sind bzw. hilfreich wären. 

Anstoß und Ausblick

Mit dem von BMLFUW und bmvit initiierten Masterplan Gehen und den darin enthaltenen Hand-
lungsfeldern und Maßnahmenempfehlungen wurde erstmals ein strategischer Rahmen für die För-
derung des FußgängerInnenverkehr in ganz Österreich geschaffen. Damit soll ein breiter Impuls für 
die Förderung des Zu-Fuß-Gehens auf Bundes- Länder- und Gemeindeebene ausgelöst werden. 
Der Masterplan soll den Stellenwert des Zu-Fuß-Gehens heben, den FußgängerInnenverkehr stei-
gern helfen und zur Erreichung der umwelt-, verkehrs- und gesundheitspolitischen Ziele beitragen. 

BMLFUW und bmvit danken allen an der Erstellung des Masterplan Gehens beteiligten Akteuren 
für ihre wertvollen Beiträge und laden alle Stakeholder und Maßnahmenträger ein, den Masterplan 
Gehen als Anstoß und Leitlinie für die Förderung des Zu-Fuß-Gehens in ihrem jeweiligen Kom-
petenzbereich wirken zu lassen.

Los Geht’s!
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SUMMARY

The importance of walking

Walking is our oldest form of mobility. It is extremely sustainable and climate-friendly. Walking pro-
tects our resources, does not cause any emissions, does not take up much space and is benefi -
cial to our health. Walking is a mode of mobility that is feasible and affordable for all groups of so-
ciety and for all age groups. And furthermore, walking supports social integration.

Walking offers benefi ts not only for the individual but also for the general public as it boosts qua-
lity of life in urban environments and can help reduce health care costs. Pedestrians are highly 
important customers who stimulate local economies – whether by visiting restaurants or in tou-
rism, or by using the small businesses and local shops in their community.

Walking is not only the most individual, independent and healthiest mode of mobility. Walking al-
so has an indispensable function, as it is needed for connecting different transport modes. Every 
journey, every route and every distance covered begins with a single step – on foot. Unfortuna-
tely, the share of walking for daily trips has been declining for decades - for various reasons: espe-
cially the increasing rate of car ownership and the longer distances that need to be travelled as a 
result of urban sprawl and car-oriented spatial structures have turned journeys that used to be ma-
de on foot into trips made by car. In the last few decades the share of walking as a main transport 
mode went down from more than two-thirds of all trips made in 1950 to about one-fi fth in 2010. 
Walking is at the same time very much an unknown quantity in the overall transport system as it 
is often missing in statistics. So, while all public transport trips, as well as trips by car or bicycle, 
involve walking before and after the trip and in-between, walking does not usually appear in to-
day’s statistics. Therefore the real signifi cance of walking in a well-organized overall transport sys-
tem is occasionally, or even systematically, underestimated.

Master Plan for Walking: guiding principles and objectives 

In order to re-establish and strengthen the importance of walking, coordinated efforts and the poo-
ling of forces of the federal government, federal states and municipalities are essential. Therefo-
re, the Federal Ministry of Agriculture, Forestry, Environment and Water Management and the Fe-
deral Ministry for Transport, Innovation and Technology have launched a joint initiative for the pro-
motion of walking. The Master Plan for Walking is an important result of this cooperation. It was 
prepared with support of the Environment Agency Austria in consultation with numerous experts 
for transport, environment, science, economy and public administration.

The aim of the Master Plan for Walking is  to:
  raise awareness about the signifi cance of walking in the overall transport system
  provide a motivation framework for an improvement of the conditions for walking
  recommend appropriate measures for the promotion of walking and for their implementation

The Master Plan for Walking stands for:
  an attractive integrated transport system
  a high-quality environment
  a healthy population and an inclusive society
  strengthening local economies, especially local businesses and local shops
  an increase in road safety and attractive public spaces
  integrated and participatory planning
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Strategic framework

The Master Plan for Walking provides a new national strategic framework for the promotion of wal-
king in Austria. Its aim is to increase the share of walking. The Master Plan for Walking makes im-
portant contributions to the Climate Change Act, the National Action Plan on Physical Activity and 
the Overall Transport Plan. With the Master Plan, Austria contributes to the implementation of im-
portant international agreements such as the Transport, Health and Environment Pan-European 
Programme (THE PEP, WHO, UNECE) and the Health and Environment Action Plan for Children. 

Fields of action and measures for the promotion of walking

The aim of the Master Plan for Walking is to address all aspects of walking. 
Therefore, 10 fi elds of action have been defi ned:

I. Increased cooperation and coordination: 
for pooling of forces with a view to motivation, information and the relevant activities.

II. Promotion of mobility management to increase the amount of walking 
so as to create incentive systems for walking and provide increased support for walking.

III. Infrastructure improvement and investment initiative 
to make the conditions for walking considerably more attractive and to reduce barriers.

IV. Pedestrian-friendly transport, settlement and urban planning, 
to establish compact spatial structures and short distances, to promote mixed structures 
and to strengthen local economies and local shops.

V. Pedestrian-friendly transport organisation and improved road safety, 
to create and ensure pedestrian-friendly framework conditions.

VI. Optimisation of connections to other transport modes, 
to make use of synergy effects and to strengthen the entire eco-mobility system.

VII. Information systems and awareness raising, 
to provide appropriate information for walking and raise awareness about the benefi ts of walking.

VIII. Research, for innovations and intelligent technologies to support walking.
IX. Education and training, to fi rmly establish long-term sustainability in pedestrian route 

planning and in the promotion of walking.
X. Data and monitoring, 

for a realistic and comprehensive representation of walking in statistics.

To these 10 fi elds of action, 26 specifi c measures have been assigned. Each of these measures 
has been evaluated in terms of costs, benefi ts and the implementation timeline. For each measu-
re, the facilities or devices necessary or supporting for its implementation have been specifi ed. 

Impetus and outlook

With the Master Plan for Walking, initiated by the BMLFUW and bmvit, and the fi elds of activity and 
recommended measures included therein, a strategic framework for the promotion of walking has 
been created for the fi rst time in Austria. The Master Plan aims to give a broad impetus to the pro-
motion of walking at national level, as well as in the federal states and in the municipalities. The 
aim of the Master Plan is to boost the importance of walking and to help increase the share of wal-
king, as well as to help achieve environmental, transport and health policy targets.

The BMLFUW and bmvit are grateful to all those who participated in the preparation of the Master 
Plan for Walking and thank them for their valuable contributions. All stakeholders and all parties imple-
menting the measures are called upon to bring the Master Plan for Walking into effect as an impetus 
and guiding principle to drive the promotion of walking within their respective spheres of competence.

Let’s walk!
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1 EINLEITUNG

Zu-Fuß-Gehen ist die ursprünglichste Form der Mobilität. Zu-Fuß-Gehen stellt ein eigenständiges 
Verkehrsmittel dar und besitzt eine verkehrsmittelübergreifende Verknüpfungsfunktion. Zu-Fuß-
Gehen ist das ressourcenschonenste Verkehrsmittel, hat positive Umweltauswirkungen durch Ver-
meidung von Abgasen und Lärm, hat positive Gesundheitsauswirkungen durch die Förderung der 
Alltagsbewegung, ist eine für alle sozialen Schichten und jedes Lebensalter leist- und durchführ-
bare Form der Mobilität und daher sozial inkludierend. Zu-Fuß-Gehen hat neben den individuellen 
Vorteilen auch Kostenersparnisse bei der Verkehrsinfrastruktur oder im Gesundheitsbudget zur 
Folge. Der Anteil des Gehens an allen täglich zurückgelegten Wegen ist jedoch aus verschiedenen 
Gründen seit Jahren rückläufi g. Zu-Fuß-Gehen ist die große Unbekannte im Gesamtverkehrssys-
tem. Sehr viele Wege werden zu Fuß zurückgelegt, jede Nutzung des öffentlichen Verkehrs, des 
motorisierten Individualverkehrs aber auch des Radverkehrs hat davor, danach und dazwischen 
einen mehr oder weniger langen Fußweg. Kurz gesagt: Ohne Zu-Fuß-Gehen geht gar nichts. Zu-
Fuß-Gehen hat einen unschätzbaren, aber leider häufi g unterschätzten Wert, da die Fußwege 
statistisch vielfach nicht erfasst werden, aber auch von der betreffenden Person oft gar nicht wahr-
genommen werden.

Die für den FußgängerInnenverkehr relevanten Kompetenzen des Bundes liegen z. B. im Rechts-
bereich Straße (bmvit), in Bereichen der Klimaschutzgesetzgebung (BMLFUW) sowie in Bereichen 
nationaler Zielvorgaben für Verkehrssicherheit, Klimaschutz, Luftreinhaltung und Gesundheit. Die 
Planung und Umsetzung der Maßnahmen zur Förderung des FußgängerInnenverkehrs insbeson-
dere der Raum- und Siedlungsplanung liegen jedoch im Bereich der Länder, Städte und Gemein-
den. Zur Förderung des Zu-Fuß-Gehens ist eine Koordination und Bündelung aller Kräfte von 
Bund, Ländern und Gemeinden von großer Bedeutung. Das BMLFUW und das bmvit haben da-
her die Initiative zur Förderung des FußgängerInnenverkehrs ergriffen, um einen strategischen 
Rahmen und eine Koordinationsplattform zu schaffen. Dies erfolgt in Form eines bundesweiten 
„Masterplans Gehen“. Dieser Plan bietet einen strategischen Rahmen und eine wichtige Entschei-
dungshilfe für fußgängerrelevante Maßnahmen und Entscheidungsträger. Ziel des Masterplans 
Gehen ist es den Stellenwert der Fußgängerinnen und Fußgänger in Planung, Infrastruktur und 
Verkehrsorganisation sowie bei rechtlichen, fi nanziellen und institutionellen Fragen anzuheben. 

Die Initiative für den „Masterplan Gehen“ soll Kräfte zur Förderung des FußgängerInnenverkehrs 
bündeln, Synergien schaffen und österreichweit Impulse zur Erhöhung der Benützung des „Ver-
kehrsmittels Gehen“ setzen. Eine (bundesweite) FußgängerInnenverkehrsstrategie steht unter 
dem übergeordneten Ziel einer hohen Lebensqualität auch als Folge einer gesunden, stadt-, so-
zial- und umweltverträglichen, sicheren und kostengünstigen Mobilität. 

Zielgruppen des Masterplans sind: Verwaltung, politische EntscheidungsträgerInnen, Bevölkerung, 
InteressenvertreterInnen, Fachfrauen und Fachmänner, Universitäten, Fachhochschulen, Höhe-
re Schulen, VerkehrsplanerInnen und -juristInnen, Förderstellen, ausschreibende Stellen für F&E, 
Wirtschafts- und MedienvertreterInnen.

Der Masterplan Gehen wird wichtige Beiträge zur Generalverkehrsplanung, zum Klimaschutzgesetz, 
zum nationalen Aktionsplans Bewegung und anderen wichtigen internationalen und nationalen Ab-
kommen wie dem Pan-Europäisches Programm für Verkehr, Umwelt und Gesundheit THE PEP (WHO 
Europe und UNECE) oder dem Kinder Umwelt Gesundheits-Aktionsplan CEHAPE (WHO) leisten.

In die Erstellung des Masterplans Gehen waren österreichweit PraktikerInnen und ExpertInnen aus 
Landesregierungen, Städten, sowie aus Wissenschaft, Verkehrsunternehmen, und NGOs eingebunden.

Viele detaillierte und engagierte Stellungnahmen, Vorschläge und Anmerkungen wurden einge-
bracht und im vorliegenden Masterplan berücksichtigt. Wir danken allen ExpertInnen und Institu-
tionen, die an der Erstellung des vorliegenden Masterplans Gehen mitgewirkt haben.
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2 ZIELE

Ziel des Masterplans Gehen ist es, den Stellenwert des FußgängerInnenverkehrs zu erhöhen und 
die Bedürfnisse der FußgängerInnen in der politischen Entscheidungen sowie in den Strategien 
und Planungen von Bund, Ländern, Städten und Gemeinden stärker zu berücksichtigen.

Der Masterplan stellt einen strategischen Rahmen für den FußgängerInnenverkehr dar und leis-
tet damit einen Beitrag zur Erreichung umwelt- und verkehrspolitischer sowie verkehrsplaneri-
scher Zielsetzungen.

Abbildung 1:
Ziele der Förderung des 

Zu-Fuß-Gehens. 
Quelle: Umweltbundesamt
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Hohe Lebensqualität

Attraktives Gesamtverkehrssystem

2.1 Ein attraktives Gesamtverkehrssystem

Das Ziel ist ein Gesamtverkehrssystem, das 
  die Bedürfnisse des FußgängerInnenverkehrs an oberste Stelle stellt, 
  eine Stärkung der fußläufi gen Erreichbarkeit sowie eine Hebung der Lebens- und 
Umweltqualität in Siedlungen und Straßen bewirkt, 

  eine gesunde Bevölkerung in einer gesunden Umwelt fördert, 
  den Einzelhandel und die Nahversorgung in Gemeinden und Städten stärkt, 
  faire Mobilitätschancen sicherstellt, 
  eine integrative und partizipative Planung ermöglicht und 
  den Schutz der schwächsten Verkehrsteilnehmer zur Folge hat.

Ein attraktives Gesamtverkehrssystem bedeutet Wahlfreiheit für die BenutzerInnen. Die Bedeu-
tung des FußgängerInnenverkehrs als eigenständiges Verkehrsmittel wird derzeit grob unter-
schätzt. Einerseits als eigenständiges Verkehrsmittel, andererseits als verbindendes Glied zwi-
schen allen anderen Verkehrsmitteln. Der FußgängerInnenverkehr ist der wichtigste Zubringer 
zum öffentlichen Verkehr, eine Förderung eines der beiden Verkehrsmittel kommt auch dem an-
deren zugute. 10 % aller Autofahrten sind in Österreich kürzer als 1 km (siehe Abbildung 11 auf 
Seite 22) und bei geeigneten Rahmenbedingungen auch substituierbar. Eine Förderung des Fuß-
gängerInnenverkehrs hat daher auch direkte Auswirkungen auf alle anderen Verkehrsmittel. Eine 
attraktive Gestaltung des FußgängerInnenverkehrssystems kann durchaus eine Verschiebung 
des Modal-Splits bewirken und die Effi zienz des gesamten Verkehrssystems erhöhen. Weniger 
PKW-Kilometer bedeuten im Allgemeinen weniger interne und externe Kosten. Ein höherer ÖV-An-
teil führt zu einer besseren Auslastung der bereitgestellten Infrastruktur.
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Auf europäischer Ebene thematisiert das Grünbuch „Hin zu einer neuen Kultur der Mobilität in der 
Stadt“1 die Entwicklung eines attraktiven Gesamtverkehrssystems zur Förderung städtischer Mo-
bilität. Das Weißbuch „Fahrplan zu einem einheitlichen europäischen Verkehrsraum – Hin zu ei-
nem wettbewerbsorientierten und ressourcenschonenden Verkehrssystem“ der Europäischen 
Kommission2  hat die Reduktion der Emissionen aus dem Verkehr zum Ziel; gleichzeitig sollen 
Wirtschaftswachstum durch effi ziente verkehrsträgerübergreifende Verkehrssteuerung gewähr-
leistet und Mobilität unterstützt werden. Auf nationaler Ebene ist es die österreichische Straßen-
verkehrsordnung 1960 (StVO), die als Bundesgesetz die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs 
für alle Verkehrsteilnehmer regelt. Zusätzlich formuliert der 2012 vom bmvit veröffentlichte Ge-
samtverkehrsplan für Österreich Ziele und Strategien einer umfassenden Verkehrspolitik bis 2025 
über alle Verkehrsmittel und -träger hinweg. 

2.2 Ein hochwertiger Lebensraum

Raum in bestehenden Siedlungen ist knapp und verschiedene Nutzungen stehen untereinander 
in Konkurrenz. Raumintensive Verkehrsinfrastrukturen, die sich vorwiegend an Kfz orientieren, 
sollten gegenüber einer Aufwertung der Siedlungsqualität und einer Höherbewertung der Nutzer-
bedürfnisse speziell des Umweltverbundes (FußgängerInnen-Verkehr, Radverkehr, ÖV) über-
dacht und umgestaltet werden.

Abbildung 2: Stau vs Flanieren

FußgängerInnenverkehr ist fl ächeneffi zient und raumsparend. Sichere, angenehme Fußwege mit 
mit ausreichen breiten Fußverkehrsfl ächen, verstärkter Zugänglichkeit und erhöhter fußläufi ger 
Erreichbarkeit in einem abgestimmten Gesamtsystem sind Merkmal einer fußgängerInnenver-
kehrsfreundlichen Ausrichtung der Verkehrspolitik und -planung.

1 KOM(2007) 551: http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52007DC0551
2 KOM(2011) 144: http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=COM:2011:0144:FIN:DE:PDF

©
 U

m
w

el
tb

un
de

sa
m

t/B
er

nh
ar

d 
G

rö
ge

r

©
 A

le
xa

nd
er

 H
ai

de
n



Masterplan Gehen – Ziele

12

2.3 Klimaschutz und hohe Umweltqualität

Verkehr verbraucht durch die Herstellung und den Betrieb der Verkehrsmittel sogenannte exter-
ne Energie, die zusätzlich zur Körperenergie zugeführt werden muss. FußgängerInnenverkehr 
spart im Vergleich zu motorisierten Verkehrsmitteln fossile externe Energie und produziert somit 
keine Schadstoffemissionen. Ziel von Politik und Planung sollte es daher sein den Lebensraum 
so zu gestalten, dass Autofahren nicht strukturell als einzig mögliche Mobilitätsalternative er-
scheint. Jede vermiedene Autofahrt verringert die Emission von Treibhausgasen, Luftschadstof-
fen und Lärm. 

Abbildung 3:
Energieaufwand für 

Mobilität in kJ/km. 
Quelle: bmvit (2012a), S.78, 
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Sowohl auf nationaler als auch auf europäischer Ebene existieren zahlreiche Gesetze und Richt-
linien, die einen hochwertigen Lebensraum direkt oder indirekt als Ziel oder zur Folge haben. Die 
Förderung des FußgängerInnenverkehrs kann einen Beitrag zur Erreichung der dort gelisteten 
Ziele, beziehungsweise zur Einhaltung der festgesetzten umweltrelevanten Grenzwerte für Emis-
sionen und Immissionen leisten.

Auf europäischer Ebene sind dies:
  Das Richtlinien- und Zielpaket für Klimaschutz und Energie mit ambitionierten Zielvorgaben bis 
2020 bestehend aus der Entscheidung zur Reduktion der Treibhausgasemissionen (Effort Sha-
ring Entscheidung; 406/2009/EG), der Richtlinie zur Förderung erneuerbarer Energiequellen 
(RL 2009/28/EG), der Energieeffi zienzrichtlinie (RL 2012/27/EU), der Emissionshandelsrichtli-
nie (RL 2009/29/EG) sowie der Richtlinie über die Abscheidung und geologische Speicherung 
von Kohlendioxid (RL 2009/31/EG); Im Oktober 2014 wurde seitens der Europäischen Kom-
mission ein Rahmenplan für verschärfte Zielvorgaben bis 2030 vorgestellt;
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  Der Beschluss der UN-Klimakonferenz von 2011 in Durban über die Notwendigkeit, die Emis-
sionen von Treibhausgasen so weit einzudämmen, dass die globale Durchschnittstemperatur 
gegenüber dem vorindustriellen Level um weniger als 2 °C ansteigt3.

Auf nationaler Ebene sind zu nennen:
  das Klimaschutzgesetz (KSG) und die darin erfassten Höchstmengen für Treibhausgas-
Emissionen unter anderem aus dem Verkehrssektor,

  das Immissionsschutzgesetz-Luft als zentrales Gesetz zur Luftreinhaltung,
  das Emissionshöchstmengengesetz Luft, BGBl. I Nr. 34/2003, zur Umsetzung der EU-Richtlinie 
2001/81/EG über nationale Emissionshöchstmengen für bestimmte Luftschadstoffe in 
nationales Recht, sowie

  das Bundes-Umgebungslärmschutzgesetz für einen besseren Schutz vor Umgebungslärm.

2.4 Eine gesunde Bevölkerung

Das Zu-Fuß-Gehen bietet viele gesundheitliche Vorteile. Zwar benötigt es von allen Fortbewe-
gungsarten die meiste Körperenergie, dieser Energieverbrauch hat jedoch positive Wirkungen für 
den Menschen und erhöht, statistisch gesehen, die Lebenserwartung und die Lebensqualität. Kör-
perliche Bewegung kann einen Beitrag zur Vermeidung von Übergewicht leisten und andere posi-
tive Auswirkungen auf die Gesundheit Gesundheit haben (beispielsweise Verringerung von Herz-Kreis-
lauf-Erkrankungen, Krebs, Diabetes Typ II und Depressionen sowie Vorbeugung von Krankheiten 
und Verletzungen).

Alltagsbewegung wie Zu-Fuß-Gehen hat den Vorteil, dass „Bewegung“ mit geringem Aufwand in 
das tägliche Leben und damit in das tägliche Mobilitätszeitbudget (von rund 80 Minuten) integrier-
bar ist. Die WHO empfi ehlt für Erwachsene als Mindestmaß 30 (bei Kindern 60) bewegte Minu-
ten täglich, die durch Alltagsbewegung wie Zu-Fuß-Gehen oder Stiegen steigen bewältigt werden 
können.

Abbildung 4: 
Bewegungs-
pyramide für 
Kinder und 
Erwachsene.

Quelle: http://www.forum-ernaehrung.at/artikel/detail/news/detail/News/bewegungspyramide-zum-download/, 
Stand: 26.4.2012

3 UNFCCC 2011: United Nations Framework Convention on Climate Change, 2011
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Tabelle 1: Auswirkungen von körperlicher Aktivität auf die Gesundheit. (LIGA.NRW 2010)

Lebenserwartung ▲▲▲

Kompetenz zur Alltagsbewältigung im Alter ▲▲

Allgemeines Wohlbefi nden ▲▲

Kontrolle des Körpergewichts ▲

Risiko kardiovaskulärer Erkrankungen ▼▼▼

Risiko an Diabetes mellitus Typ II zu erkranken ▼▼▼

Blutdruck ▼▼

Risiko an Darmkrebs zu erkranken ▼▼

Risiko altersbedingter Stürze ▼▼

Angst und Depression ▼

Beschwerden durch Arthrosen ▼

▲   einige Hinweise, dass körperliche Aktivität die Variable steigert

▲▲   moderate Hinweise, dass körperliche Aktivität die Variable steigert

▲▲▲   starke Hinweise, dass körperliche Aktivität die Variable steigert

▼   einige Hinweise, dass körperliche Aktivität die Variable senkt

▼▼   moderate Hinweise, dass körperliche Aktivität die Variable senkt

▼▼▼   strake Hinweise, dass körperliche Aktivität die Variable senkt

Ein hohes Maß an körperlicher Aktivität im Alter führt zu einem geringeren Risiko für Stürze und 
zu einer höheren Kompetenz zur Alltagsbewältigung. Die positiven Auswirkungen von körperlicher 
Aktivität sind wissenschaftlich erforscht und ausführlich belegt (OJA et al. 2010). 

Auf internationaler Ebene setzen sich das Transport Health Environment Pan-European Program 
(Pan-Europäisches Programm für Verkehr, Umwelt und Gesundheit) der Weltgesundheitsorgani-
sation WHO Europe und UNECE (United Nations Economic Comission for Europe) – kurz THE 
PEP4 – sowie der Kinder-Umwelt-Gesundheits-Aktionsplan für Europa (Children Environment He-
alth Action Plan for Europe) der WHO – kurz CEHAPE5 – für eine gesündere Gesellschaft ein. 

Auf nationaler Ebene wird Gesundheit in der Bevölkerung im Nationalen Aktionsplan Bewegung 
(NAP.b) von BMG und BMLVS thematisiert. Dessen Ziel 13 besagt, dass der „Anteil an bewe-
gungsaktiver Mobilität der Bevölkerung (zu) erhöhen“ ist. Die vom Ministerrat und von der Bun-
desgesundheitskommission entwickelten Rahmen-Gesundheitsziele für Österreich besagen im 
Ziel 8, dass „Gesunde und sichere Bewegung im Alltag durch entsprechende Gestaltung der Le-
benswelten (zu) fördern“ ist.

4 http://www.unece.org/thepep/en/welcome.html
5 http://www.euro.who.int/__data/assets/pdf_fi le/0003/78645/E83338G.pdf?ua=1
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2.5 Eine faire und soziale Gesellschaft

Das Zu-Fuß-Gehen ist fast allen Menschen von Natur aus möglich und voraussetzungslos. Ge-
hen ist eines der ersten Dinge, die ein Kind lernen möchte und eines der letzten, die man als al-
ter Mensch aufgeben möchte. Gehen kostet nichts und hat keine vorgeschriebene Geschwindig-
keit, es ist daher für alle sozialen Schichten und in nahezu jedem Alter möglich. Die Förderung 
des FußgängerInnenverkehrs erhöht die eigenständige Mobilität der Menschen beträchtlich, vor 
allem diejenige von sehr jungen und sehr alten Menschen oder von in ihren Sinnen oder ihrer Mo-
bilität eingeschränkten Menschen. Zu-Fuß-Gehen ist nicht an konkrete Örtlichkeiten gebunden 
und sowohl in der Stadt als auch am Land möglich. Auch für mobilitätseingeschränkte Personen 
(z. B. mit Rollstuhl) soll eine eigenständige Mobilität möglich sein. Hier ist eine sorgfältige Planung 
und Ausgestaltung der Infrastruktur wichtig. Eine solche barrierefreie und qualitätsvolle Infrastruk-
tur kommt auch allen andern NutzerInnen der Infrastruktur zu gute, da Menschen häufi g Gegen-
stände transportieren oder zeitweilig verletzungsbedingt mobilitätseingeschränkt sind.

Fußgängerfreundliche Städte mit funktionierender Nahversorgung sind ein wichtiger Beitrag für 
eine faire und gleichberechtigte Mobilität, die wiederum zu einer faireren und sozialeren Gesell-
schaft beiträgt

2.6 Eine starke Wirtschaft

Das Zu-Fuß-Gehen stellt einen wichtigen Wirtschaftsfaktor dar, zum einen für Gemeinden und 
zum anderen für den Handel. Einkaufen fi ndet in fußgängerfreundlichen Strukturen statt, sei es 
historisch gewachsen oder nachgebildet (Einkaufzentren). Eine funktionierende Nahversorgung 
stärkt die Ortszentren und damit die lokale Wirtschaft. Umsatz und Fußgängerfrequenz hängen 
eng zusammen, wobei der Frequenzbringer nicht unbedingt eine Handelsstruktur sein muss (Schul-
en, Gemeindeämter, Gebietskrankenkassen, etc.). Der Warenbeförderung als Hinderungsgrund 
kann mit alternativen Angeboten seitens der Wirtschaft begegnet werden (z. B. Lieferservice). 

Die wirtschaftlichen Interessen der Gemeinden beziehen sich vor allem auf die Bereitstellung und 
Erhaltung von Infrastruktur, wobei diese für den FußgängerInnenverkehr kostengünstiger ist als 
für andere Verkehrsträger. Volkswirtschaftliche Ausgaben wie Umweltkosten, Staukosten bzw. an-
dere externe Kosten entstehen aus dem Zu-Fuß-Gehen kaum. Demgegenüber ergeben sich große 
volkswirtschaftliche Vorteile wie Gesundheitsförderung, Zeitgewinne, Komfortgewinne und Ein-
sparungen bei Infrastrukturkosten. 

Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) hat mit dem „Gesundheitsökonomischen Bewertungs-
werkzeug „Health Economic Assessment Tool – HEAT“ ein Werkzeug6 entwickelt, welches aus 
aggregierten Angaben für eine Bevölkerungsgesamtheit zum Fuß- und Radverkehrsaufkommen 
(z. B. Anzahl der Kilometer, die zu Fuß zurückgelegt werden) eine Verminderung des Sterberisi-
kos berechnet, und diesem einen monetären Wert zugeordnet. Im Jahr 2011 wurde daraus für Ös-
terreich ein jährlicher Gesundheitsnutzen in Höhe von rd. 1,88 Mio. € errechnet.7 

6 www.euro.who.int/HEAT (WHO 2011)
7 2011_Walk_Space_Auszug_HEAT_Walking.pdf
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2.7 Eine hohe (Verkehrs-)Sicherheit

Die Attraktivierung des FußgängerInnen-Verkehrs führt zu einer Steigerung dessen Anteils am 
Gesamtverkehr. Je größer die Menge an Fußgängerinnen und Fußgängern, desto größer die sub-
jektive und objektive Sicherheit im öffentlichen Raum und desto größer die Akzeptanz der Fuß-
gängerInnen als gleichberechtigte VerkehrsteilnehmerInnen und die Rücksichtnahme auf den 
FußgängerInnen-Verkehr seitens der FahrzeuglenkerInnen. Zu unterscheiden sind die Sicherheit 
vor kriminellen Übergriffen und die Verkehrssicherheit.

Verkehrssicherheit („Safety“)

Verkehrssicherheitsmaßnahmen sollen Verkehrsunfälle vermeiden und deren Folgen mindern. 
Dies sind die wichtigsten Ziele sowohl der Straßenverkehrsordnung (StVO) als auch des Gesamt-
verkehrsplans für Österreich. Zudem wurden seitens des bmvit Verkehrssicherheitsprogramme 
für die Perioden 2002–2010 und im Anschluss daran 2011–2020 entwickelt, mit dem Ziel, Öster-
reich auch für FußgängerInnen zu einem der sichersten Länder der EU zu machen.

Sicherheit vor kriminellen Übergriffen („Security“)

Real berechtigte oder „nur“ subjektiv empfundene Angst vor Übergriffen ist ein Hinderungsgrund 
für das Zu-Fuß-Gehen; einsame oder dunkle Strecken(teile) werden gemieden oder das Zu-Fuß-
Gehen auf diesen Wegen wird ganz unterlassen. Eine Verbesserung ist durch Optimierung eines 
Fußwegenetzes und eine ganzheitliche Betrachtung von architektonischen und Bepfl anzungsele-
menten (Einsehbarkeit, Beleuchtung, Breite und Dichte von Säulen etc.) erreichbar. Derartige 
Maßnahmen erhöhen auch die Anzahl an Fußgängern und Fußgängerinnen, was wiederum die 
Sicherheit positiv beeinfl usst. 

2.8 Eine integrative und partizipative Planung

Es besteht eine enge Wechselwirkung zwischen der Erreichbarkeit von Verkehrszielen, den Sied-
lungsstrukturen und dem Modal Split. Empirische Studien zeigen (BÖSCH 1992, BONANOMI 2000), 
dass bei hoher Siedlungsdichte wesentlich mehr zu Fuß gegangen wird als bei geringer Dichte, 
teilweise sogar unabhängig von der Qualität der Fußwege. Die zunehmend größeren Distanzen 
gehören somit zu den größten Bedrohungen des FußgängerInnen-Verkehrs. Um langfristig die Er-
reichbarkeit zu Fuß zu gewährleisten, müssen raumplanerische, verkehrspolitische, gesetzliche und 
fi skalische Vorkehrungen getroffen werden, um das Zu-Fuß-Gehen – in Kombination mit einem 
leistungsfähigen attraktiven ÖV-System – weiterhin als gutes Verkehrsmittel zur Wahl zu haben.

Für FußgängerInnen optimal sind Dorf- und Stadtstrukturen mit Radien von etwa 1 km, die die 
täglichen Versorgungs- und Kommunikationsbedürfnisse zu Fuß erledigen lassen. In diesen Grö-
ßenordnungen liegen daher auch die Distanzen gewachsener Dörfer und Stadtkerne.

Eine integrative und partizipative Planung unter Einbeziehung der betroffenen Bevölkerung sowie 
von ExpertInnen soll dafür sorgen, dass in der Planung auf alle Bedürfnisse eingegangen wird und 
diese optimalen Dorf- und Stadtstrukturen wieder „wachsen“ können.
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3 AUSGANGSLAGE

3.1 Entwicklung der Verkehrsmittelwahl 
und der FußgängerInnen-Verkehrsnachfrage

Unter Verkehrsmittelwahl (Modal Split) versteht man die Aufteilung der Verkehrsnachfrage auf ein-
zelne Verkehrsträger (Modi). Das heißt, die zurückgelegten Wege werden den einzelnen Ver-
kehrsmitteln zugeordnet. Bei den Verkehrsmitteln unterscheidet man üblicherweise zwischen dem 
motorisierten Individualverkehr (ein- und mehrspurige Kraftfahrzeuge im privaten Personen- und 
Güterverkehr, z. B. Pkw, Lkw), dem öffentlichen Verkehr, dem Radverkehr und dem Fußgänge-
rInnen-Verkehr. 

Die Entwicklung des Modal Split über einen längeren Zeitraum von 60 Jahren (1950 bis 2010) 
kann Abbildung 6 entnommen werden. Der steigende Motorisierungsgrad führte zu einem enor-
men Anstieg des motorisierten Individualverkehrs (MIV), während die Fußverkehrsleistung abso-
lut und relativ seine frühere hohe Bedeutung verlor. So reduzierte sich der Anteil des „Hauptver-
kehrsmittels“ Zu-Fuß-Gehen von mehr als zwei Drittel aller Wege im Jahr 1950 auf rd. 19 % im 
Jahr 2010. Ziel der gegenwärtigen Politik ist es, durch geeignete Maßnahmen einer weiteren Ab-
nahme des Anteils des FußgängerInnen-Verkehrs entgegenzuwirken.

Die Entwicklung des Modal Split nach Personenkilometern zeigt, dass im Jahr 1950 die größten 
Distanzen im öffentlichen Verkehr zurückgelegt wurden. Bereits 1960 wurde die Hälfte der Dis-
tanzen mit dem Auto zurückgelegt, seit 1970 liegt dieser Wert relativ konstant bei 70 % bis 73 %. 
Für die Abnahme des Anteils der zu Fuß erledigten Wege auf gegenwärtig rd. 2 % der Gesamtdi-
stanzen zeichnen neben dem erwähnten Motorisierungsgrad auch die zunehmende Zersiedelung 
und Nutzungsentmischung (beispielsweise die Trennung von Wohn- und Arbeitsort), durch die die 
zurückzulegenden Weglängen länger werden, verantwortlich.
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Abbildung 5: Modal Split 1950 bis 2010 nach Wegen und nach Personen-Kilometern (relativ). 
MIV = motorisierter Individualverkehr; ÖV = Öffentlicher Verkehr
Quelle: eigene Berechnung auf Basis UMWELTBUNDESAMT (2015)
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Der gegenwärtige Trend führt zu einer weiteren Verringerung des Anteils an Fußgängerinnen und 
Fußgängern. Eine Trendumkehr wird nur mit gezielten und umfassenden Maßnahmen erreicht 
werden können.

Abbildung 6: 
Verkehrsleistung 

nach Verkehrsträgern 
(1950–2010).

MIV = motorisierter 
Individualverkehr; 
ÖV = Öffentlicher 

Verkehr.
Quelle: 

eigene Berechnung auf Basis 
UMWELTBUNDESAMT (2015)
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Der Vergleich des Modal Split österreichischer Städte zeigt ein uneinheitliches Bild. Bei den Lan-
deshauptstädten reicht die Spannweite des FußgängerInnen-Anteils am Gesamtverkehr von 16 % 
in St. Pölten bis 26 % in Wien. Die Bundeshauptstadt weist mit 72 % auch den größten Anteil des 
Umweltverbundes (Fuß-, Rad- und Öffentlicher Verkehr) am Gesamtverkehr auf.

Abbildung 7: 
Modal Split ausgewählter 

österreichischer Städte 
bzw. Vorarlbergs.

MIV = motorisierter 
Individualverkehr; 
ÖV = Öffentlicher 

Verkehr.
Quelle: 

(EPOMM 2014), 
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Die Daten zu diesem Städtevergleich entstammen verschiedenen Mobilitätsuntersuchungen aus 
unterschiedlichen Erhebungsjahren, unterliegen jedoch wie oben dargestellt im zeitlichen Verlauf 
nur geringen Schwankungsbreiten.

Eine Analyse der Verkehrsmittelwahl in 25 österreichischen Städten (STÄDTEBUND 2014) zeigt, 
dass der motorisierte Individualverkehr, mit Ausnahme der Bundeshauptstadt, das am häufi gste 
gewählte Verkehrsmittel darstellt. In sieben Städten ist der Anteil der im Umweltverbund zurück-
gelegten Wege größer als der Anteil des motorisierten Individualverkehrs. Fünf Städte weisen die-
ser Untersuchung zufolge einen Anteil des FußgängerInnen-Verkehrs am Gesamtverkehr von 
größer oder gleich 25 % auf.8

Der Vergleich mit europäischen Städten, wie beispielsweise Helsinki oder Budapest (beide haben 
einen Fußverkehrsanteil von 32 % (EPOMM 2014) zeigt jedoch, dass auch in Wien noch großes 
Entwicklungspotenzial hinsichtlich einer Steigerung des FußgängerInnen-Anteils vorhanden ist.

3.2 Verkehrssicherheit

FußgängerInnen zählen zu den ungeschützten und damit zu den schwächsten Verkehrsteilneh-
merinnen und -teilnehmern im Straßenverkehr. Ihrer Sicherheit kommt daher eine besonders hohe 
Bedeutung zu.

Unfälle mit Fahrzeugbeteiligung (gemäß Verkehrsunfallstatistik)

Im Jahr 2013 verunglückten (mit Fahrzeugbeteiligung) 4.392 FußgängerInnen auf Österreichs Stra-
ßen, 83 davon tödlich. Zwei Kinder im Alter zwischen 0 und 9 Jahren verunglückten als Fußgän-
gerInnen tödlich. Die Zahl der tödlich verunglückten FußgängerInnen steigt mit dem Alter an. 62 % 
aller 2013 im Straßenverkehr tödlich verunglückten FußgängerInnen waren 60 Jahre und älter.
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Abbildung 8: Unfälle im FußgängerInnenverkehr mit Fahrzeugbeteiligung 2013. 
Quelle: eigene Darstellung auf Basis (KFV 2014)

8 Klimaschutzumfrage Städtebund 2013
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Diese Zahlen verschleiern die Tatsache, dass sich Kinder in den letzten Jahrzehnten immer we-
niger oft und weniger weit selbstständig im Straßenraum bewegen. Der Anteil der getöteten Fuß-
gängerInnen an allen im Straßenverkehr Getöteten ist 2013 gestiegen: 18 % im Jahr 2013 im Ver-
gleich zu 15 % im Jahr 2012. Zu Fuß verunglückten im Jahr 2013 mehr Frauen (53 %) als Män-
ner (47 %).9 Zu betonen ist, dass vor allem innerorts FußgängerInnen und RadfahrerInnen mehr 
als die Hälfte der Getöteten ausmachen und daher hier gezielte Maßnahmen zur Verringerung der 
von Kfz ausgehenden Gefahren besonders notwendig sind.

Abbildung 9: 
Zeitreihe der Getöteten 

und schwer verletzten 
FußgängerInnen in 

Österreich.
Quelle: 

eigene Darstellung 
auf Basis (KFV 2014)
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3.3 Problematik der Erhebungsmethode bei Mobilitätserhebungen

Hauptverkehrsmittel

Die beschriebenen Kennzahlen zum Modal Split für Österreich beschreiben zugleich die Erhe-
bungsproblematik im FußgängerInnen-Verkehr. Ein Mangel vieler Verkehrsbefragungen besteht 
in der ungenügenden Erfassung von Wegen, die zu Fuß zurückgelegt werden. Einerseits werden 
kurze Wegstrecken schon beim Aufnehmen oft vergessen. Andererseits wird im Rahmen des so-
genannten KONTIV-Designs, das sich als weltweiter Standard bei Mobilitätserhebungen etabliert 
hat, jeder Weg einem Hauptverkehrsmittel zugeordnet. Damit werden „Wegetappen“ vernachläs-
sigt. Da man in den meisten Fällen einen Anteil eines Weges (= Wegetappe) auch zu Fuß zurück-
legt, wird dadurch der FußgängerInnen-Verkehr, beispielsweise als Zubringer zum öffentlichen 
Verkehr oder zu einem geparkten Fahrzeug, in der Erhebung nicht abgebildet und ist daher sys-
tematisch untererfasst. Damit ist dieser Anteil in der verkehrspolitischen Entscheidungsfi ndung 
deutlich unterrepräsentiert.

9 http://www.kfv.at/unfallstatistik/index.php?id=57
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Etappenkonzept

Dieser Mangel war 1994 unter anderem der Anlass, in der großen Schweizer Haushaltsbefragung 
zum Mobilitätsverhalten – dem Mikrozensus Verkehr – das sogenannte „Etappenkonzept“ umzu-
setzen: Hier stellen Etappen die kleinste Analyseeinheit des Weges dar. Bei jedem Wechsel ei-
nes Verkehrsmittels entlang eines Weges beginnt eine neue (Weg-)Etappe; im Unterschied zu ei-
ner Wegekette, die aus einer Verknüpfung mehrerer Wegzwecke während eines Ausgangs ent-
steht. Solche Etappen werden ab 25 Metern erfasst. Dadurch fi nden auch die Zubringerwege im 
FußgängerInnen-Verkehr (beispielsweise von der Wohnung zur ÖV-Haltestelle oder von der Sam-
melgarage in die Wohnung) Berücksichtigung.

Aus den Untersuchungen des Schweizer Etappenkonzepts kann abgeleitet werden, dass der 
FußgängerInnen-Verkehr in Österreich – gemessen an den Personenkilometern – um das 1,5- 
bis 1,7-Fache unterschätzt wird.

Berücksichtigung aller Fußwege

Zu-Fuß-Gehen bildet die Basis aller physischen Mobilität. Egal, ob wir die nächste Haltestelle des 
öffentlichen Verkehrs, den Abstellplatz unseres Fahrrades oder den Parkplatz des Autos erreichen 
wollen, einen Teil des Weges legen wir immer zu Fuß zurück. Zur Veranschaulichung der tatsäch-
lichen und oft unterschätzten Bedeutung des FußgängerInnen-Verkehrs wurde in Abbildung 11 je-
de Fahrt um einen Fußweg zum und vom Verkehrsmittel ergänzt. Auch die Umstiegswege, die 
beim Wechsel zwischen den unterschiedlichen Verkehrsmitteln bei multimodalen Wegeketten ent-
stehen, wurden berücksichtigt.
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Abbildung 10: 
Vergleich des Modal Splits im Jahr 2010 
nach verschiedenen Erhebungskonzepten 
(Hauptverkehrsmittel, Etappenkonzept, 
alle Fußwege). 

„alle Fußwege“ = jede Fahrt wurde um einen 
Fußweg zum und vom Verkehrsmittel ergänzt

Quelle: 
eigene Berechnung auf Basis 
(UMWELTBUNDESAMT 2013)
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4 BARRIEREN UND POTENZIALE FÜR DAS GEHEN

4.1 Welche Wege sind verlagerbar und wie?

Nachfolgende Abbildung zeigt eine Gegenüberstellung der Anteile der Pkw-Fahrten am Gesamtver-
kehr (BMVIT 2007) mit den Anteilen der Fußwege (BMVIT 2012a), differenziert nach Weglängen. 
Demzufolge sind rd. 47 % aller Pkw-Fahrten lediglich bis zu 5 km lang (mehr als 20 % bis 2 km).

Abbildung 11: 
Anteil Pkw-Fahrten 
und Fußwege nach 

Weglängen.
Quelle: 

eigene Darstellung 
auf Basis TU Graz/Hausberger, 

bmvit 2007 und bmvit 2012a
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Untersuchungen haben gezeigt, dass der Anteil der Fußwege bei einer Weglänge bis 100 Meter 
rd. 95 % beträgt. Betrachtet man alle Wegetappen, also unter anderem Zubringerwege zu ande-
ren Verkehrsmitteln oder Wege beim Umsteigen, stellen die Fußwege die überwiegende Mehrheit 
dar. Bei Strecken bis zu 1 km beträgt der Anteil rd. 65 %, bei bis zu 5 km immerhin noch rd. 10 %. 
Daraus ergibt sich zugleich das theoretische Verlagerungspotenzial von Wegen beispielsweise 
des motorisierten Individualverkehrs auf den FußgängerInnen-Verkehr. 

4.2 Der FußgängerInnenverkehr und seine Bedeutung 
im Gesamtverkehrssystem

Der Verkehrsmodus Zu-Fuß-Gehen, als Teil des Gesamtverkehrssystems, hat Stärken (Strengths) 
und Schwächen (Weaknesses), bietet Chancen (Opportunities) und ist Risiken (Threats) ausge-
setzt. Die daraus abgeleitete SWOT-Analyse bietet eine Möglichkeit, den Charakter des Fußgän-
gerInnen-Verkehrs und seine Bedeutung im Gesamtverkehr anschaulich darzustellen. Die An-
wendung dieses Werkzeugs „SWOT“ für den FußgängerInnenverkehr soll der interessierten Öf-
fentlichkeit ebenso wie der Entscheidungsträgerschaft einen schnellen und unkomplizierten Ein-
stieg in den aktuellen Zustand und kommende Herausforderungen zum Thema FußgängerInnen-
verkehr in Österreich bieten.
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  Zunehmendes durchschnittliches Alter der Bevölke-
rung, abnehmende Beschäftigung, steigende Mobi-
litätskosten und zurückgehende Einkommen stärken 
Nachfrage und Bedeutung des Fußverkehrs

  Fußverkehrsbewusstsein und -nachfrage steigen 
jüngst wieder, etwa durch verbesserte multimodale 
Angebote

  Jüngste Änderungen in gesetzlichen Grundlagen (Bau-
ordnungen, Raumordnungsrecht, StVO z. B. Rück-
sichtnahmegebot und Begegnungszone) erkennen 
wieder Bedeutung und Chancen des Fußverkehrs

  Einschränkungen für andere Verkehrsmittel 
(in Städten) kann zu mehr Fußverkehr führen 
(z. B. Parkbeschränkungen)

  Forschungsarbeiten im Bereich Fußverkehr führen 
zu einem verbesserten Verständnis von und für 
Fußverkehr 

  Zunehmend barrierefreie Ausgestaltung des Bewe-
gungsraumes erhöht Bewegungsmöglichkeiten für 
Mobilitätseingeschränkte

  Wahrnehmung des Fußverkehrs steigt auch durch zu-
nehmende Berücksichtigung in Mobilitätserhebungen 

  Die österreichische Graphenintegrationsplattform GIP 
berücksichtigt sämtliche öffentlichen Fußverkehrsver-
bindungen im Verkehrsgraphen, die darauf aufbau-
ende Verkehrsauskunft VAO routet Fußverkehr als 
eigenständiges und als verbindendes Verkehrsmittel

  Verbesserung der Bedingungen für den Fußverkehr 
steht auch auf internationaler Agenda ganz oben 

  Neue Hybride Bewegungsformen (Scooter, …) ver-
helfen Fußverkehr wieder zu mehr Bedeutung 
(schaffen aber auch neue Konfl ikte) 

  Entwicklungen im Bereich der Augmented Reality 
können auch Fußverkehr attraktiver machen

  Weiter steigende Bedeutung des Wandertourismus 
und Städtetourismus

  Hohe Geschwindigkeiten der motorisierten Verkehr-
steilnehmerInnen im System führen zu längeren 
Wegen und weiterer Zersiedelung

  Steigende Angst vor Gefahren und/oder Kriminalität 
kann Fußverkehrsnachfrage allgemein reduzieren

  Steigendes Sicherheitsbedürfnis (z. B. Eltern für 
Kinder) im Verkehrssicherheits- und im Kriminali-
tätsbereich gefährdet zukünftige Fußverkehrskom-
petenz 

  Finanzielle Herausforderungen bei Erhaltung und 
Betrieb des lokalen Straßennetzes gefährden Fuß-
verkehrswegenetze

  Zunehmender Bewegungsmangel und Übergewicht 
führen zu weiterer Abnahme des Fußverkehrs

  Eine Abnahme des Fußverkehrs birgt langfristig 
auch erhebliche ökonomische Risiken für Wan-
der-Tourismusland Österreich

  Neue Fortbewegungsmittel (Miniscooter, Roller & 
Co.) können beschränkten Raum für „herkömmli-
chen“ Fußverkehr zusätzlich reduzieren und zu 
Konfl ikten führen

  Zunehmender Radverkehr bedrängt den Fußverkehr 
  Zunehmende Ansprüche und Risiken bei gerichtlich 
zu lösenden Haftungsfragen reduzieren Bereit-
schaft für den Betrieb von Fußverkehrsnetzen bei 
öffentlicher und privater Hand

  Der Schwund und die Konzentration von Einzelhan-
delsgeschäften verlängert die Wege und macht Ge-
hen unattraktiver

  Zunehmender E-Commerce verlagert auch fußläufi -
gen Einkaufsverkehr an den Computer, Online-Han-
del substituiert stationäre Einzelhandelsgeschäfte

  Der Bedarf für Nutzungsentmischung und Erhö hung 
der Distanzen zwischen Aktivitätsstandorten verringert 
die Möglichkeiten zu Fuß zu gehen

  Gehen ist das langsamste aller möglichen 
Verkehrsmittel

  FußgängerInnen können keine großen Mengen und 
hohe Gewichte transportieren

  Gehen besitzt eine hohe Witterungsempfi ndlichkeit
  Gehen wird in der täglichen lokalen verkehrsplane-
rischen Entscheidungsfi ndung noch zu wenig be-
rücksichtigt (einschließlich ÖV-Infrastruktur- und 
Knotenplanung)

  Gehen wird in Mobilitätserhebungen meistens 
nichts als Teil eines Weges berücksichtigt 
(vgl. „Etappenkonzept“)

  Gehen zeichnet sich durch hohes Verletzungsrisiko 
bei Unfällen durch fehlende Knautschzone aus

  Gehen verfügt über eine hohe Dunkelziffer im 
Bereich der Unfälle (Stürze, Freizeitunfälle)

  Gehen hat langfristig abnehmende Bedeutung am 
Modal Split

  Gehen wird von anderen VerkehrsteilnehmerInnen 
(insbesondere MIV, aber auch Radverkehr und ÖV) 
nicht der nötige Respekt entgegen gebracht und 
bedrängt

STÄRKEN

CHANCEN RISIKEN

SCHWÄCHEN
  Gehen ist ein eigenständiges Verkehrsmittel und 
leistbar

  Gehen ist schnell auf kurze Distanzen
  Gehen ist sozial
  Gehen hat kaum Zugangsbeschränkungen
  Gehen ist vernetzend und Basis aller anderen Ver-
kehrsmittel im Zuge der Vernetzungs funk tion („Bin-
demittel zwischen den Verkehrsmitteln“)

  Gehen hat unverzichtbare Zubringerfunktion zu al-
len anderen Verkehrsmitteln

  Gehen ist das Verkehrsmittel mit den geringsten ne-
gativen externen Effekten

  Gehen ist sehr gesundheitsfördernd
  Gehen hat historisch und als Wandertourismus gro-
ße Bedeutung in Österreich

  Gehen ist in FußgängerInnenfreundlicher Umge-
bung (z. B. Fußgängerzonen) sowie in Zusammen-
hang mit Wandertourismus ein bedeutender Wirt-
schaftsfaktor

  Gehen ist alleine und in Verknüpfung mit anderen 
Verkehrsmitteln im Stande, Autoverkehr zu substitu-
ieren und kann damit eine Reduktion der Abhängig-
keit von fossilen Energieträgern und von externen 
Effekten (Schadstoffe, Lärm) bringen
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4.3 Mögliches Verlagerungspotential – Einsparung CO2

Das Verlagerungspotenzial vom Autoverkehr auf FußgängerInnen ist auf Distanzen bis maximal 
5 km beschränkt, wobei der Großteil (Annahme 50 %) auf die kurze Distanz bis 1 km entfällt. Un-
ter der Annahme, dass auf Österreichs Straßen im Jahr 2020 rd. 78 Milliarden Personenkilome-
ter bzw. im Jahr 2030 rd. 87 Milliarden Personenkilometer mit Personenkraftwagen zurückgelegt 
werden und unter Berücksichtigung effi zienter Fahrzeuge lässt sich ein theoretisch optimiertes 
Einsparungspotenzial durch forcierten FußgängerInnen-Verkehr von rund 100.000 Tonnen CO2 

im Jahr 2020 ableiten (UMWELTBUNDESAMT 2013).

Maßgeblich für dieses und weitere Reduktionspotenziale ist dabei nicht nur die Forcierung des 
FußgängerInnen-Verkehrs, sondern auch das Zusammenspiel und die Kombination aus Fuß- und 
Radverkehr, Öffentlichem Verkehr und Mikro-ÖV. 

Das Verlagerungspotenzial vom Autoverkehr auf den intermodalen Umweltverbund ist deutlich 
höher und beträgt selbst bei sehr großen Distanzen von 500 km noch bis zu 80 %.

4.4 Wer geht? 

Grundsätzlich ist jeder Mensch Fußgänger. Allerdings gibt es bestimmte Bevölkerungsgruppen, 
die in der Gruppe der Zu-Fuß-Gehenden stärker vertreten sind: Kinder, Jugendliche, Frauen und 
alte Menschen. 

Während der Modal Split des FußgängerInnenverkehrs nach Wegen im Durchschnitt aller Al-
tersklassen bei 19 % bis 20 % liegt, können – mehreren Untersuchungen zufolge – bei Kindern 
und alten Menschen weit höhere Anteile verzeichnet werden. So erreicht der Modal Split im Fuß-
gängerInnenverkehr bei Kindern im Alter bis 10 Jahren 30 % und mehr, bei Jugendlichen bis 17 
Jahren immerhin noch rd. 25 %, ehe der Durchschnittswert erreicht wird. Ab einem Alter von 45 
Jahren steigt der FußgängerInnenverkehrsanteil wieder auf 25 % an. Menschen im Alter ab 75 
Jahren legen bereits mehr als die Hälfte ihrer Wege als Fußgänger zurück. Die Gründe für den 
hohen Fußgängeranteil sind unterschiedlich: Während Kinder und Jugendliche bis zum Führer-
scheinalter noch kein Auto fahren können und daher u. a. auf das Zu-Fuß-Gehen angewiesen 
sind, sind es bei alten Menschen vorrangig gesundheitliche Einschränkungen wie z. B. das Seh-
vermögen, die zum Umstieg führen. 

Sowohl beim Führerscheinbesitz als auch bei der Pkw-Verfügbarkeit liegen die Anteile von Frau-
en nur geringfügig unter jenen von Männern. Allerdings werden sich diese Unterschiede mit al-
tersbedingten demografi schen Verschiebungen nahezu aufl ösen. Inzwischen haben Jüngere bei-
derlei Geschlechts annähernd gleich hohe Quoten im Führerscheinbesitz. Erst im höheren Alter 
ab 65 Jahren überwiegt der Anteil des Führerscheinbesitzes bei Männern. 

Frauen weisen in allen Altersklassen einen größeren Anteil an Fußwegen auf als Männer. Beson-
ders deutlich zeigt sich der geschlechtsspezifi sche Unterschied in der Altersklasse ab 75 Jahren 
(siehe Abbildung 12). Dieser Umstand kann auf die sozio-ökonomische Stellung der Frau in der 
Gesellschaft zurückgeführt werden. 
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Abbildung 12: 
Modal Split nach Alter 
und Geschlecht 
(in Deutschland).
Quelle: 
bmvit 2012a, S.31

4.5 Siedlungsentwicklung

Barrieren

Siedlungsentwicklung und Raumstruktur bilden wichtige Rahmenbedingungen für das Zu-Fuß-
Gehen. Die jeweils dominierenden Verkehrsmittel bestimmen die Ausformung und Dimension der 
Raumstrukturen. In den vergangenen Jahrzehnten wurden viele Strukturen im Sinne einer „auto-
gerechten Stadt“ angepasst. Die Folgen waren höhere Fahrgeschwindigkeiten, größeren Distan-
zen und hoher Flächenverbrauch durch den motorisierten Verkehr mit entsprechenden Einschrän-
kungen für den FußgängerInnenverkehr. Viele Umwege für FußgängerInnen sind ein historisch 
gewachsenes Ergebnis einer auf den Kraftfahrzeugverkehr ausgelegten Raum- und Verkehrspla-
nung. Auf Gemeindeebene kann schlechte Verkehrswegeplanung und das Fehlen von Fußwegen 
und Durchgängen im öffentlichen und halböffentlichen Raum Umwege erfordern und dazu führen, 
dass die vorgegebenen Gehlinien nicht den Wunschlinien der Fußgängerin/des Fußgängers ent-
sprechen.

Potentiale

Der unter „Barrieren“ beschriebene Prozess sollte im Sinne der Gewährleistung von Fußgänger-
freundlichkeit überdacht werden. Das Ziel für die Zukunft soll die Weiterentwicklung eines nach-
haltigen Gesamtverkehrssystems sein. Raumstrukturen, die den Kriterien der fußgängerInnen-
freundlichen Planung entsprechen, sind zumeist nachhaltiger, widerstandsfähiger und sozial.

Während die Verkehrsnetze des motorisierten Individualverkehrs und des öffentlichen Verkehrs 
linienhaft und vergleichsweise großmaschig sind, ergeben die Gehbeziehungen der Fußgänge-
rInnen übereinandergelegt ein dichtes Netz, die den gesamten öffentlichen Raum fl ächenhaft aus-
füllen. Das optimale „Verkehrsnetz“ für FußgängerInnen ist die Fläche, also der gesamte öffentli-
che Raum. Für die Planung von Fußwegnetzen sind insbesondere folgende Grundsätze zu be-
achten:

  Verbindung potenzieller Ziel- und Quellpunkte auf möglichst direkten Wegen (Wunschlinien) 
zu einem fl ächendeckenden Fußwegenetz mit sanierten Unfallhäufungsstellen;

  Priorisierung von Wegen, die besondere Sorgfalt bei Planung und Ausführung benötigen. Hier-
zu zählen Wege mit hoher Frequenz an Kindern, älteren Menschen sowie sinnes- und mobili-
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tätseingeschränkten Personen. Die Verkehrssicherheit gilt dabei als oberstes Planungskriteri-
um. Viertel mit intensiver wirtschaftlicher Nutzung (Geschäftsviertel), in denen die Einkaufs- 
und Erledigungswege attraktiv, angenehm und bequem auszugestalten sind, sind ebenfalls bei 
der Planung vorzuziehen;

  Gestalterisch und funktionell abgestimmte, interdisziplinäre und unter Einbeziehung der Anrai-
ner und Nutzer geplante attraktive Fußgängerbereiche (Plätze, Zonen), die zum Zu-Fuß-Ge-
hen motivieren;

  Abstimmung aller Verkehrsträger zur Gewährleistung hoher Verkehrssicherheit, Verkehrsqua-
lität und Leistungsfähigkeit; auf Wegen mit hohen Synergieeffekten für den Umweltverbund ist 
besonderes Augenmerk auf die Ausgestaltung der Schnittstellen zwischen FußgängerInnen-
verkehr und Öffentlichem Verkehr beziehungsweise Radverkehr zu richten.

  Für FußgängerInnen optimal sind Dorf- und Stadtstrukturen mit Radien von etwa 1 km, die die 
täglichen Versorgungs- und Kommunikationsbedürfnisse zu Fuß erledigen lassen. In diesen 
Größenordnungen liegen daher auch gewachsene Dörfer und Stadtkerne.

4.6 Straßenraumgestaltung

Barrieren

Neben der Siedlungsentwicklung und Raumstruktur beeinfl usst auch die Straßenraumgestaltung 
die Attraktivität des Zu-Fuß-Gehens maßgeblich. Zu große und autoaffi ne Bauformen und Raum-
strukturen und damit in Verbindung stehende negative Umwelteinfl üsse, reduzieren oftmals die 
Aufenthaltsqualität der Straßenräume und damit die Attraktivität des Zu-Fuß-Gehens generell. Die 
Straßenraumgestaltung hat großen Einfl uss auf die Aufenthaltsqualität, die Ausformung sozialer 
Kontakte und die Lebensqualität der BewohnerInnen sowie auf die maximale Distanz, die zu Fuß 
zurückgelegt wird. Punktuelle Maßnahmen sind wichtig, sollten jedoch immer in ein übergeordne-
tes Fußwegenetz eingebunden werden. Die Gestaltung des Fußwegenetzes bildet die Grundla-
ge für eine attraktive Umgebung zum Zu-Fuß-Gehen.

FußgängerInnen sind im Alltag häufi g in ihrer Bewegung im Straßenraum eingeschränkt. Starker 
Kraftfahrzeugverkehr, Zwang zu Umwegen durch indirekte FußgängerInnenverkehrsführung wie 
beispielsweise Unter- und Überführungen, Wartezeiten an (lichtsignalgeregelten) Kreuzungen 
und Absperrungen verschiedenster Art hemmen die freie Bewegung der Fußgängerin/des Fuß-
gängers.

Besonderes Augenmerk gilt Behinderungen auf Anlagen, die eigens für den FußgängerInnenver-
kehr vorgesehen sind (Schutzwege, Gehsteige, Fußgängerzonen, etc.): falsch parkende Kraft-
fahrzeuge, behindernd abgestellte Fahrräder, ungünstig aufgestellte Verkehrszeichen, etc.

Aktivität und Bewegungslinien der FußgängerInnen werden im Straßenraum erheblich durch die 
Stärke des umgebenden Verkehrs geprägt. Insbesondere der Kraftfahrzeugverkehr schränkt, ab-
hängig von den Verkehrsmengen, die freie Überquerbarkeit von Fahrbahnen ein und kann eine 
starke Trennwirkung ausüben, die bei breiter Fahrbahn, hohen Fahrgeschwindigkeiten und dich-
tem Verkehr ein Maximum erreicht10.

Dichter Kraftfahrzeugverkehr kann zudem auch auf soziale Kontakte quer zur Gehrichtung tren-
nend wirken. Stark befahrene Verkehrswege für den Kraftfahrzeugverkehr können einen Straßen-
zug oder eine Ortschaft in zwei Lager teilen. Soziale und wirtschaftliche Kontakte fi nden nur mehr 
in Längsrichtung statt.

10 HIESS et al. (1992)
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Potentiale

Die Straßenraumgestaltung bildet eine wichtige Rahmenbedingung für das Zu-Fuß-Gehen im All-
tag. Durch eine FußgängerInnen-freundliche Gestaltung der Verkehrsinfrastruktur kann das Zu-
Fuß-Gehen attraktiviert werden. Hilfestellung für die Gestaltung von Straßenräumen bieten ver-
schiedene Richtlinien, die sich mit dem Platzbedarf von Fußgängerinnen und Fußgängern sowie 
den technischen Anforderungen und der Ausgestaltung von Verkehrsanlagen beschäftigen. 

Für die Gestaltung von Straßenräumen sind insbesondere folgende Grundsätze zu beachten:
  Barrierefreiheit durch ausreichende Bewegungsfl ächen, Reduktion von Niveauunterschieden, 
rutschfeste Oberfl ächen und Optimierung der optischen Kontraste und taktilen Elemente ent-
sprechend den geltenden Richtlinien und Normen;

  Die geeignete Ausgestaltung von Querungsstellen trägt maßgeblich zur Sicherheit der Fußgän-
gerInnen im Straßenverkehr bei. Ausreichende Sichträume und geringe Wartezeiten für Fuß-
gängerInnen sind für die sichere Gestaltung von besonderer Bedeutung.

  Durch Straßenraumgestaltung und Möblierung sollen Barrieren für FußgängerInnen reduziert 
und die positiven Aspekte des Zu-Fuß-Gehens unterstützt werden.

  Entwicklung eines hohen Sicherheitsempfi ndens im öffentlichen Raum zur Hebung des Fuß-
verkehrsanteils durch Führung von Wegen in belebter Umgebung sowie in übersichtlichen und, 
entsprechend den geltenden Richtlinien und Normen, gut beleuchteten Anlagen;

4.7 Rechtliche und politische Rahmenbedingungen

Im Folgenden soll ein Überblick über für den FußgängerInnen-Verkehr relevante Dokumente (ver-
bindlich und unverbindlich) auf internationaler, europäischer und nationaler Ebene gegeben wer-
den. Der österreichischen Straßenverkehrsordnung (StVO) kommt hier eine zentrale Bedeutung 
für den FußgängerInnen-Verkehr in Österreich zu (Praxisbeispiele siehe Kapitel 9).

Internationale Ebene

Ratifi zierte 
Dokumente

  19th Convention on Road Traffi c (Vienna 1968)
  Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen 
(BGBl. III 155/2008)

Politische 
Übereinkommen

  Global Plan for the Decade of Action for Road Safety 2011 – 2020
  THE PEP (Pan-Europäisches Programm für Verkehr, Umwelt und Gesundheit) 
der WHO Europe und UNECE

  CEHAPE (Kinder-Umwelt-Gesundheits-Aktionsplan für Europa) der WHO

Nicht rechts-
verbind liche 
Dokumente

  OECD Studie: Pedestrian Safety, Urban Space and Health (2012)
  Internationale Charta für das Gehen (2006)

Europäische Ebene

Rechtsverbindliche 
Dokumente mit 
Relevanz für den 
Fuß gängerInnen-
verkehr: 
Verordnungen

  Verordnung (EG) Nr. 78/2009 über die Typgenehmigung von Kraftfahrzeugen 
und deren Durchführungsbestimmungen in VO (EG) Nr. 631/2009

  Verordnung über den Geräuschpegel von Kraftfahrzeugen und von 
Austauschschalldämpferanlagen sowie zur Änderung der Richtlinie 2007/46/EG 
und zur Aufhebung der Richtlinie 70/157/EWG
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Politische 
Übereinkommen

  Hin zu einer neuen Kultur der Mobilität in der Stadt (KOM(2007) 551)
  Eine nachhaltige Zukunft für den Verkehr: Wege zu einem integrierten, 
technologieorientierten und nutzerfreundlichen System“ (KOM (2009) 279).

  Aktionsplan urbane Mobilität (KOM (2009) 490), 
  Fahrplan zu einem einheitlichen europäischen Verkehrsraum – Hin zu einem wett-
bewerbsorientierten und ressourcenschonenden Verkehrssystem (KOM (2011) 144) 

  Charta für Fußgänger (Europäisches Parlament 1988)
  Europäische Charta für die Straßenverkehrssicherheit (2004)
  Europäische Charta zur Bekämpfung der Adipositas (2006)

Nationale Ebene

Rechtsverbindliche 
Dokumente

Bundesebene
  Verfassungsmäßige Zuständigkeit für Straßenverkehr nach Art. 10 Z. 9 des 
Bundes-Verfassungsgesetzes (B-VG)

  Straßenverkehrsordnung 1960 (StVO; BGBl. Nr. 159/1960 i.d.g.F.) 
  Schulwegsicherungsverordnung (BGBl. Nr. 790/1994)
  Bundesstraßengesetz 1971 (BGBl. Nr. 286/1971 i.d.g.F.)
  Relevante Bestimmungen zur Antidiskriminierung und betreffend Menschen mit 
Behinderungen im Behindertengleichstellungsgesetz (BGStG, BGBl. I Nr. 82/2005)

   Klimaschutzgesetz (KSG, BGBl. I Nr. 106/2011)
    Emissionshöchstmengengesetz-Luft  (EG-L, BGBl. I Nr. 34/2003)
  Bundes-Umgebungslärmschutzgesetz (Bundes-LärmG, BGBl. I Nr. 60/2005)

Landesebene
  Raumordnungsgesetze der Länder
   Bauordnungen der Länder
  Landesstraßengesetze
  Maßnahmenverordnungen der Landeshauptleute nach §§ 10ff IG-L 
  Vollziehung der Straßenpolizei nach Art. 11 des Bundes-Verfassungsgesetzes (B-VG)

Gemeindeebene
  Verwaltung der Gemeindestraßen, örtliche Straßenpolizei

Programme, 
Normen, Pläne

  Gesamtverkehrsplan für Österreich (2012)
  Das Österreichische Verkehrssicherheitsprogramm 2011 – 2020 (2011)
  Richtlinien und Vorschriften für das Straßenwesen (FSV) 
ò u. a. RVS 03.02.12 (Fußgängerverkehr)

  ÖNORMEN,
  Arbeitsprogramm der österreichischen Bundesregierung 2013 – 2018
  Masterplan Gehen
  Masterplan Radfahren
  Kinder Umwelt Gesundheits-Aktionsplan CEHAPE
  Nationaler Aktionsplan Bewegung, Ziel 13 
  Rahmen-Gesundheitsziele, Ziel 8

Bei genauerer Betrachtung lassen sich bei manchen dieser Rahmenbedingungen Barrieren für 
den FußgängerInnenverkehr erkennen. Gerade in den Gesetzen und Verordnung ist aber großes 
Potential zur Förderung des Gehens gegeben.

Bislang existierte keine österreichweite Strategie zur Förderung des FußgängerInnen-Verkehrs. 
Das Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft und das 
Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie haben sich deshalb darauf verstän-
digt, gemeinsam den „Masterplan Gehen“ zu entwickeln, um so österreichweite Impulse zur För-
derung des FußgängerInnen-Verkehrs zu setzen.
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5 HANDLUNGSFELDER

Der Masterplan Gehen soll alle Ebenen der FußgängerInnen-Verkehrsförderung ansprechen. Die 
Handlungsfelder auf dem Weg zu einer Verbesserung der Bedingungen für das Zu-Fuß-Gehen 
und einer Steigerung des FußgängerInnen-Verkehrsanteils sind im Folgenden zusammengefasst. 
Daraus ergeben sich entsprechende Forderungen:

 I. Verstärkte Zusammenarbeit und Koordination der für den FußgängerInnenverkehr 
zuständigen AkteurInnen auf Bundes-, Landes- und Gemeindeebene in den Bereichen 
Gesamtkoordination, Gesamtkonzept, Budget und Information sowie deren bundesweite 
Vernetzung 

 II. Förderung von Mobilitätsmanagement zur Forcierung des Gehens (Aktions- und 
Beratungsprogramme, Förderschienen)

 III. Infrastrukturverbesserung und Investitionsoffensive für das Gehen (dichtes und 
lückenloses FußgängerInnenverkehrswegenetz, direkte Wege, funktionelle und attraktiv 
gestaltete Fußgängerbereiche, Barrierefreiheit und verstärkte Berücksichtung der Belange 
von Personengruppen, die am häufi gsten zu Fuß gehen (z. B. Kinder) beachten)

 VI. Fußgängerfreundliche Verkehrs-, Siedlungs-, und Städteplanung (Struktur der kurzen 
Wege erhalten/fördern, Berücksichtigung des Fußgängers in ausgewogener Weise im 
Einklang mit anderen Verkehrsträgern bei Verkehrskonzepten auf allen Ebenen)

 V. Fußgängerfreundliche Verkehrsorganisation und Hebung der Verkehrssicherheit 
(FußgängerInnenverkehr bei der Gestaltung rechtlicher Rahmenbedingungen ausgewogen 
berücksichtigen, Verkehrssicherheit im FußgängerInnenverkehr steigern, soziales 
Sicherheitsempfi nden der FußgängerIn stärken)

 VI. Optimierung der Verknüpfung mit anderen Verkehrsmitteln (hochwertige 
Verknüpfungen mit anderen Verkehrsträgern – insbesondere Rad und ÖV)

 VII. Informationssysteme und Bewusstseinsbildung (informieren, motivieren und Image 
heben, Stellenwert und Präsenz des FußgängerInnenverkehrs in der Öffentlichkeit 
steigern)

 VIII. Forschung (Intensivierung der FußgängerInnenverkehrsforschung)

 IX. Ausbildung (Angebote zur Mobilitätsbildung verstärken und budgetär absichern)

 X. Datenbasis und Monitoring (hochwertige Datenbasis generieren, 
FußgängerInnenverkehrsrelevante Indikatoren erheben und Benchmarks einführen)



Masterplan Gehen – Maßnahmen

30

6 MASSNAHMEN

Nachfolgende Maßnahmen dienen der bestmöglichen Bewältigung der genannten 
Herausforderungen.

 I. Zusammenarbeit und FußgängerInnen-Koordination
1. Koordination und Berücksichtigung der Interessen des FußgängerInnen-Verkehrs auf 

allen Verwaltungsebenen

 II. Förderung von Mobilitätsmanagement zur Forcierung des Gehens
2. Einbettung des Themas FußgängerInnen-Verkehr in die klimaaktiv mobil 

Beratungsprogramme für Betriebe, für Städte, Gemeinden und Regionen, für den 
Freizeit- und Tourismusbereich, für Jugendliche und für Bildungseinrichtungen

3. Schaffung und Integration von Förderschwerpunkten für das Gehen im Rahmen des 
klimaaktiv mobil Förderprogramms

4. Weiterentwicklung des WHO/Europe Health Economic Assessment Tools (HEAT) for 
walking zur Abschätzung der positiven Gesundheitseffekte durch das Zu-Fuß-Gehen

 III. Infrastrukturverbesserung und Investitionsoffensive für das Gehen
5. Verstärkte Förderung von Investitionen im FußgängerInnen-Verkehr auf Bundes-, 

Länder- und Gemeindeebene
6. Gestaltung öffentlicher Räume unter besonderer Berücksichtigung 

FußgängerInnen-freundlicher Qualitätsstandards 
7. Bauliche Maßnahmen zum Ausbau des Infrastrukturangebots für den 

FußgängerInnen-Verkehr 

 IV. FußgängerInnen-freundliche Raumordnung, Verkehrs-, Siedlungs- und Städteplanung
8. Einfl ussnahme und Bewusstseinsbildung im Wege über die ÖROK in Hinblick auf eine 

FußgängerInnen-freundliche Raumordnung und Raumentwicklung 

9. Anpassung der für FußgängerInnen relevanten Gesetze, Verordnungen, Normen und 
Richtlinien hinsichtlich der besonderen Berücksichtigung der Bedürfnisse des 
FußgängerInnen-Verkehrs und verstärkte Anwendung von FußgängerInnen-Checks 
bei Entscheidungen innerhalb der Verwaltung

10. Priorisierung des FußgängerInnen-Verkehrs bei der Entwicklung von Siedlungs- und 
Mobilitätskonzepten

11. Berücksichtigung der Bedürfnisse der FußgängerInnen bei Verkehrs-, Siedlungs-, und 
Städteplanung sowie Verankerung der Planungsprinzipien „Struktur der kurzen Wege“ 
und Vermeidung von Umwegen durch Wiederherstellung der Durchlässigkeit

 V. FußgängerInnen-freundliche Verkehrsorganisation und Erhöhung der 
Verkehrssicherheit

12. Schaffung FußgängerInnen-freundlicher gesetzlicher Rahmenbedingungen z. B. in der 
Straßenverkehrsordnung und bei den Stellplatzregulativen der Länder und Gemeinden

13. FußgängerInnen-freundlicher Kfz-Verkehr durch Bevorrangung des FußgängerInnen-
Verkehrs bei Nutzungskonfl ikten

14. Erhöhung der Verkehrssicherheit und subjektiven Sicherheit der FußgängerInnen u. a. 
durch Reduktion der Kfz-Geschwindigkeiten und bauliche Maßnahmen im Straßenraum 
innerorts

15. Berücksichtigung von Barrierefreiheit



Masterplan Gehen – Maßnahmen

31

 VI. Optimierung der Verknüpfung mit anderen Verkehrsmitteln
16. Leichte Erreichbarkeit und optimale Gestaltung von Haltestellen des öffentlichen 

Verkehrs unter besonderer Berücksichtigung der Bedürfnisse von Fußgängerinnen und 
Fußgängern

17. Förderung eines harmonischen Miteinanders des Fuß- und Radverkehrs unter 
Bevorzugung des FußgängerInnen-Verkehrs bei unzureichenden Platzverhältnissen

18. Einbindung alternativer Mobilitätsformen wie bspw. klassische Taxis, Anrufsammeltaxis, 
Car-Sharing und Mietwagen in die Planung und Gestaltung von FußgängerInnen-
Verkehrsanlagen

 VII. Informationssysteme und Bewusstseinsbildung
19. Forcierung Verkehrsmittel- und Verkehrsträger-übergreifender Informationssysteme 

zur hochwertigen Verknüpfung des FußgängerInnen-Verkehrs mit allen anderen 
Verkehrsmitteln

20. Aufsetzung einer themenübergreifenden und informativen Internetplattform
21. Entwicklung und Durchführung von Bewusstseinsbildungs-Kampagnen zur Förderung 

des FußgängerInnen-Verkehrs auf Bundes-, Landes-, und Gemeindeebene

 VIII. Forschung
22. Weiterführung und Intensivierung der FußgängerInnen-Verkehrsforschung

 IX. Ausbildung
23. Angebote zur Mobilitätsbildung verstärken und budgetär absichern

 X. Datenbasis und Monitoring
24. Gleichrangige Berücksichtigung des FußgängerInnen-Verkehrs und Erfassung aller 

Fußwege in der Verkehrsstatistik und den Mobilitätskennzahlen 
25. Entwicklung einer hochwertigen Datengrundlage zur Verkehrs- und subjektiven 

Sicherheit durch Integration aller verfügbaren Datenquellen
26. Erhebung FußgängerInnen-verkehrsrelevanter qualitativer und quantitativer Indikatoren 

und Etablierung eines geeigneten Benchmark-Systems unter Berücksichtigung des 
Modal Splits

Im Folgenden werden die 26 Maßnahmen des Masterplans Gehen jeweils im Detail beschrieben.

Legende:
Umsetzung 
(Wer?):
B Bund
L Land
G Gemeinde

Aufwand/Kosten 
(Wieviel?):
€ gering
€€ mittel
€€€ hoch

Nutzen 
(Wie hoch?): 
▲ gering
▲▲ mittel
▲▲▲ hoch

Zeithorizont 
(Wann?):
 kurz
 mittel
 lang
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I Zusammenarbeit und FußgängerInnen Koordination

1. Koordination und Berücksichtigung der Interessen 
des FußgängerInnenverkehrs auf allen Verwaltungsebenen
Die Einbringung der Anliegen des FußgängerInnenverkehrs soll auf Bundes-, Landes- und 
Gemeindeebene erfolgen. Auf Bundesebene soll die Umsetzung der Maßnahmen des 
Masterplans koordiniert werden. Es soll für Ausgewogenheit zwischen den Verkehrsträgern 
gesorgt werden, wobei auch die Belange des FußgängerInnenverkehrs ausreichend ge-
wichtet in den verkehrspolitischen Diskurs und die nachfolgende Entscheidungsfi ndung 
einzuführen sind. Durch FußgängerInnenverkehrskoordination auf Bundesebene soll eine 
Anlaufstelle für Länder, Gemeinden, Tourismus und Wirtschaft gebildet werden. Auf Lan-
des- und Gemeindeebene soll eine verkehrsmittelübergreifende Koordination für aktive 
Mobilität (als Kombination aus Fuß- und Radverkehr) durch Motivation und Information 
über deren Nutzen, Unterstützung bei der Öffentlichkeitsarbeit und durch die Möglichkeit 
Fördermittel in Anspruch zu nehmen gefördert werden. Die Aufgaben der Koordination auf 
allen Ebenen liegen demnach in der Schaffung von Anreizsystemen, der Vernetzung unter-
schiedlicher Zielgruppen und Interessensvertretungen (beispielsweise aus dem Bildungs-
bereich, dem Gesundheitswesen und der Sozialpolitik) und der Reservierung eines Bud-
gets für die Förderung des FußgängerInnenverkehrs.
Umsetzung (Wer?): B/L/G
Aufwand/Kosten (Wieviel?): €
Nutzen (Wie hoch?): ▲▲▲

Zeithorizont (Wann?): 

II Förderung von Mobilitätsmanagement zur Forcierung des Gehens

2. Einbettung des Themas FußgängerInnenverkehr in die klimaaktiv mobil 
Beratungsprogramme

 Die klimaaktiv mobil Beratungsprogramme für Betriebe, Städte, Gemeinden, Regionen, 
für den Freizeit- und Tourismusbereich, für Jugendliche und für Bildungseinrichtungen 
sollen um das Thema FußgängerInnenverkehr erweitert werden. Im Mobilitätsmanagement 
von Betrieben, Städten, Gemeinden, Freizeitakteuren und Tourismusorganisationen, Bil-
dungseinrichtungen und Jugendinitiativen soll der Fußgängerverkehr und seine Förderung 
verstärkt Berücksichtigung fi nden. Die klimaaktiv mobil Beratungsteams werden verstärkt 
maßgeschneiderte Unterstützung bei der Erstellung von Strategien und Plänen zur För-
derung des FußgängerInnenverkehrs anbieten.
Umsetzung (Wer?): B (BMLFUW)
Aufwand/Kosten (Wieviel?): €
Nutzen (Wie hoch?): ▲▲▲

Zeithorizont (Wann?): 

3. Schaffung und Integration von Förderschwerpunkten 
für das Gehen im Rahmen des klimaaktiv mobil Förderprogramms
Das klimaaktiv mobil Förderprogramm des BMLFUW bietet den Betrieben, den Städten, 
Gemeinden und Regionen, den Akteuren im Freizeit- und Tourismusbereich, Jugendiniti-
ativen und Bildungseinrichtungen fi nanzielle Unterstützung  bei der Entwicklung und Um-
setzung von umweltfreundlichen Mobilitätsprojekten an.
Im Rahmen des klimaaktiv mobil Förderprogramms sollen auch verstärkt Investitionen zur 
Förderung  des FußgängerInnenverkehrs seitens des BMLFUW unterstützt werden. 
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Diese Investitionen sollen Maßnahmen insbesondere in Themenfeldern wie: Infrastruktur-
verbesserung für das Gehen, Optimierung der Verknüpfung mit anderen Verkehrsmitteln, 
Information und Bewusstseinsbildung und fußgängerorientierte Energieraumplanung für 
kurze Wege unterstützen. Um einen möglichst guten Effekt erreichen zu können, sollen 
die geförderten Maßnahmen in ein Gesamtkonzept zur Förderung des FußgängerInnen-
verkehrs eingebettet sein.
Umsetzung (Wer?): B (BMLFUW)
Aufwand/Kosten (Wieviel?): €
Nutzen (Wie hoch?): ▲▲▲

Zeithorizont (Wann?): 

4. Weiterentwicklung des WHO/Europe Health Economic Assessment Tools (HEAT) 
for walking zur Abschätzung der positive Gesundheitseffekten durch das 
Zu-Fuß-Gehen
Mit dem Online Werkzeug HEAT (www.heatwalkingcycling.org) kann der gesundheitliche 
Effekt von Zu-Fuß-Gehen ökonomisch bewertet werden. Das Tool unterstützt damit Ent-
scheidungsträger und Planer von Bund, Länder und Gemeinden und auch Interessen-
gruppen in den Bereichen Verkehr, Umwelt und Gesundheit bei Diskussionen und Ent-
scheidungen über Maßnahmen beim Ausbau entsprechender Infrastrukturen. Auf der 
Grundlage dieser Berechnungen kann beispielsweise die Frage beantwortet werden, wie 
hoch der volkswirtschaftliche Gewinn in Euro pro Jahr ist, wenn „X“ Personen jeden Tag 
„Y“ Kilometer mehr Zu-Fuß-Gehen würden. 
Um bestmögliche Ergebnisse zu erzielen, muss dieses Werkzeug laufend weiterentwi-
ckelt, weiterverbreitet und bekannter gemacht werden.
Umsetzung (Wer?): B (BMLFUW)
Aufwand/Kosten (Wieviel?): €
Nutzen (Wie hoch?): ▲▲▲

Zeithorizont (Wann?): 

III Infrastrukturverbesserung und Investitionsoffensive für das Gehen

5. Verstärkte Förderung von Investitionen im FußgängerInnenverkehr 
auf Bundes-, Länder- und Gemeindeebene
Im Rahmen der Instrumente zur Finanzierung der Infrastruktur in den Gebietskörperschaf-
ten sollen Investitionen zu Gunsten des FußgängerInnenverkehrs verstärkt werden. Den 
Zuständigkeiten folgend wären daher in den Instrumenten der Länder und Gemeinden zur 
Finanzierung der Infrastruktur entsprechende Investitionen in die Infrastrukturverbesse-
rung für das Gehen vorzusehen und nachhaltig zu verankern. Diese verstärkten Investiti-
onen zur Förderung des Gehens soll insbesondere bauliche Maßnahmen (wie unter Maß-
nahme 7 des Masterplans auf Seite 34 beschrieben) umfassen. Dazu zählen Maßnahmen 
wie der Ausbau des Gehwegenetzes, die Verbreitung und attraktive Gestaltung von Geh-
steigen, die Errichtung von Fußgängerzonen und -bereichen, eine Etablierung von Shared 
Space und Begegnungszonen, sowie die Herstellung von Querungshilfen und Durchläs-
sigkeit.
Umsetzung (Wer?): B/L/G
Aufwand/Kosten (Wieviel?): €€€
Nutzen (Wie hoch?): ▲▲▲

Zeithorizont (Wann?): 
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6. Gestaltung öffentlicher Räume unter besonderer Berücksichtigung 
Fußgängerfreundlicher Qualitätsstandards 
Bei der Gestaltung des öffentlichen Raumes ist auf ausreichenden Raum für Fußgänge-
rInnen zu achten, um eine möglichst konfl iktarme Koexistenz aller Verkehrsträger zu er-
möglichen. Fußwege, insbesondere jene, die auch in den Nachtstunden stark frequentiert 
werden, sind gemäß RVS und ÖNORM zu beleuchten, um Angstgefühle in „dunklen Ecken“ 
zu vermeiden. Das Wohlbefi nden der FußgängerInnen soll durch Bepfl anzung des Wege- 
und Straßenrandes, Alleen und grüne Inseln gesteigert werden. Zusätzlich geht damit ei-
ne Beschattung der Wege einher. Dabei ist darauf zu achten, dass die erforderlichen bzw. 
gewünschten Sichtfelder hinsichtlich Verkehrssicherheit und subjektiver Sicherheit freige-
halten werden. Des Weiteren sollen ausreichend Sitzmöglichkeiten (auch ohne Konsum-
zwang) geschaffen und Maßnahmen zur leichteren Orientierung der FußgängerInnen ge-
setzt werden. Das gesamte Fußwegenetz ist so zu planen und zu betreuen, dass mög-
lichst viele Wege zu jeder Jahreszeit und bei jeder Witterung benützt werden können. Dies 
betrifft insbesondere die Ableitung des Niederschlagswassers, den Schutz vor Spritzwas-
ser und den Winterdienst (z. B. Beseitigung von Dachlawinenwarnstangen = Barrieren).
Umsetzung (Wer?): G
Aufwand/Kosten (Wieviel?): €€
Nutzen (Wie hoch?): ▲▲▲

Zeithorizont (Wann?): 

7. Bauliche Maßnahmen zum Ausbau des Infrastrukturangebots 
für den FußgängerInnenverkehr
Die Umsetzung von Fußgängerzonen, Begegnungszonen und „Shared Space“ soll, bei-
spielsweise in Einkaufsstraßen und sehenswerten Stadt- und Ortsteilen sowie in Zentren, 
Schulen und rund um den öffentlichen Verkehr, verstärkt werden und nach einem einheit-
lichen Schema erfolgen. Dort, wo sich die Wunschlinien von den vorgeschriebenen Geh-
linien unterscheiden, sind im gesetzlichen Rahmen Querungshilfen und Durchgänge zu 
schaffen, um das Umwegerfordernis für die/den Fußgänger/in zu reduzieren und die Ver-
kehrssicherheit zu erhöhen. Durch eine ausreichende Beschilderung und Wegweiser für 
Fußwege mit Zeitangaben kann die Möglichkeit zur einfachen Orientierung gegeben wer-
den. Für stark frequentierte Bereiche des Fußwegenetzes sind Leitsysteme zu entwickeln. 
Die Anwendung des Level-of-Service Konzepts für FußgängerInnen-Verkehrsanlagen 
kann eine starke Verbesserung der Anlagenqualität zur Folge haben. Beim Um- und Neu-
bau von Anlagen für den FußgängerInnen-Verkehr sowie von Haltestellen des öffentlichen 
Verkehrs ist ausfallsicheren Strukturen der Vorzug zu geben (beispielsweise eine Rampe 
bei geringen Höhenüberwindungen anstatt eines Aufzuges oder immer mindestens zwei 
Aufzüge bei größeren Höhenunterschieden). Bei stark frequentierten Anlagen u. a. des öf-
fentlichen Verkehrs (Umsteigeknoten etc.) ist besonderes Augenmerk auf die Leitung der 
stärksten Personenströme auf kurze und direkte Wege unter Schaffung von strategischen 
Wegstrecken mit Vorrang für FußgängerInnen zu legen.
Umsetzung (Wer?): G/L
Aufwand/Kosten (Wieviel?): €€
Nutzen (Wie hoch?): ▲▲▲

Zeithorizont (Wann?): 
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IV Fußgängerfreundliche Raumordnung, Verkehrs-, Siedlungs-, und Städteplanung

8. Einfl ussnahme und Bewusstseinsbildung über die ÖROK in Hinblick 
auf eine fußgängerfreundliche Raumordnung und Raumentwicklung
Bei der Gestaltung der Räume und ihrer Nutzungen sollen auch im Wege der ÖROK über 
bewusstseinsbildende Maßnahmen die regionalen und lokalen Entscheidungsträger un-
terstützt und motiviert werden, um bei ihren Planungen verstärkt Nutzungsdurchmischun-
gen (Wohnen, Arbeiten, Einkauf, Bildung, Freizeit …) zu forcieren. Die Hauptaufgaben der 
ÖROK umfassen die Ebenen und Sektoren übergreifende Koordination von Fragen der 
Raumordnung und Regionalpolitik in Österreich. Eine der zentralen Aufgaben der ÖROK 
im Bereich der Raumordnung ist die Erarbeitung und Veröffentlichung des Österreichi-
schen Raumentwicklungskonzeptes, das den Status einer gemeinsamen, gesamtstaatli-
chen Strategie hat.
● Das aktuelle Österreichische Raumentwicklungskonzept 2011 wurde im Jahr 2011 

publiziert (ÖREK 2011)
● Die im ÖREK 2011 enthaltenen Handlungsvorschläge werden in sogenannten 

„ÖREK-Partnerschaften“ – verschiedenen Arbeitsgruppen – umgesetzt. 
Neben der Erstellung, Aktualisierung und Umsetzung des ÖREK werden auch Beiträge 
zur Raumforschung erarbeitet sowie „Grundlagenprojekte“ durchgeführt. 
Die Umsetzung des „ÖREK 2011“ erfolgt im Rahmen von „ÖREK-Partnerschaften“. Dabei 
nehmen ÖROK-Mitglieder sowie weitere relevante Akteure die Umsetzung eines oder 
mehrerer Aufgabenbereiche in Projektarbeitsgruppen vor. Die Kernanliegen des ÖREK 
2011 werden damit Schritt für Schritt bearbeitet.
Aktuell in Bearbeitung befi ndliche ÖREK-Partnerschaften:
● Plattform „Raumordnung & Verkehr“ (verschiedene Aufgabenbereiche)
● Kooperationsplattform Stadtregion (A 4.2.2)
● Risikomanagement für gravitative Naturgefahren in der Raumplanung (H 3.2)
Umsetzung: B/L/G
Aufwand/Kosten: €
Nutzen: ▲▲▲

Zeithorizont: 

9. Anpassung der für FußgängerInnen relevanten Gesetze, Verordnungen, Normen 
und Richtlinien hinsichtlich der besonderen Berücksichtigung der Bedürfnisse des 
FußgängerInnen-Verkehrs und verstärkte Anwendung von FußgängerInnen-
Checks bei Entscheidungen innerhalb der Verwaltung
Relevante Richtlinien, Normen und Gesetze für FußgängerInnen sollen unter besonderer 
Berücksichtigung der Bedürfnisse aktiver Mobilität (insbesondere dem FußgängerInnen-
verkehr) angepasst werden, um die Position der FußgängerInnen zu stärken. Auch soll 
die Berücksichtigung des FußgängerInnenverkehrs bei allen Planungen verpfl ichtend vor-
geschrieben werden und themenrelevante Vorgaben auf Landesebene, beispielsweise 
betreffend die Gewährleistung von Schülersicherheit, bundesweit vereinheitlicht werden.
Bei Planungsverfahren sollen die Bevölkerung, VerkehrsexpertInnen und FußgängerIn-
nenlobbyverbände einbezogen werden. FußgängerInnenchecks (z. B.: durchgeführt von 
walkspace.at) sollen die reale Situation erheben und der Qualitätssicherung von Fußgän-
gerInnenverkehrsanlagen dienen.
Umsetzung (Wer?): B/L/G
Aufwand/Kosten (Wieviel?): €
Nutzen (Wie hoch?): ▲▲▲

Zeithorizont (Wann?): 
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10. Priorisierung des FußgängerInnenverkehrs bei der Entwicklung 
von Siedlungs- und Mobilitätskonzepten
Bei der Entwicklung von Verkehrs- und Mobilitätskonzepten sind die Verkehrsmittel des 
Umweltverbundes vorrangig zu behandeln, beginnend bei der/dem FußgängerIn als 
schwächster/m VerkehrsteilnehmerIn. Auf Basis der Verkehrsplanung für FußgängerIn-
nen sind in weiterer Folge die Belange des Radverkehrs, des öffentlichen Verkehrs und 
des motorisierten Individualverkehrs in ausgewogenem Maße zu berücksichtigen.
Umsetzung (Wer?): B/L/G
Aufwand/Kosten (Wieviel?): €
Nutzen (Wie hoch?): ▲▲▲

Zeithorizont (Wann?): 

11. Berücksichtigung der Bedürfnisse von FußgängerInnen 
bei Verkehrs-, Siedlungs-, und Städteplanung sowie Verankerung 
der Planungsprinzipien „Struktur der kurzen Wege“ 
Bei örtlichen Entwicklungskonzepten sowie bei Flächenwidmungs- und Bebauungsplänen 
soll auf eine optimale Nutzungsdurchmischung geachtet werden. Damit einhergehend soll 
auf kurze fußgängerInnenfreundliche Wegstrecken zwischen Wohnstätten, Arbeitsplät-
zen, Einkaufsmöglichkeiten und Nahversorgung, Bildungseinrichtungen, Freizeiteinrich-
tungen und dergleichen Rücksicht genommen werden.
Raum-, Stadt- und Verkehrsplanung sollen eine Struktur der kurzen Wege fördern und 
dort, wo Strukturen bereits kurze Wege begünstigen, erhalten. So ist bei der Widmung von 
Bauland (insbesondere für Wohneinrichtungen, Schulen und Betriebe) darauf zu achten, 
dass diese sich in fußläufi ger Entfernung zu Versorgungs- und öffentlichen Einrichtungen 
befi nden. Die Errichtung von Versorgungseinrichtungen am Ortsrand gilt es demnach zu 
vermeiden. Der zunehmenden Nutzungsentmischung ist entgegenzuwirken, die Funktio-
nen Wohnen, Arbeiten, Einkaufen und Ausbildung sollen in einem für die Wohn- und Le-
bensqualität verträglichen Ausmaß gemischt werden. Zur Verbindung der Funktionen ist 
das Erfordernis nach dichten und Umweg-armen Fußwegenetzen in den Bebauungsplä-
nen zu verankern und die Barrierewirkung von Infrastruktur zu beachten. In bestehendem 
Siedlungsgebiet soll die Verdichtung ringförmig in fußläufi ger Distanz von Haltestellen des 
öffentlichen Verkehrs ausgehend erfolgen.
Umsetzung (Wer?): L/G
Aufwand/Kosten (Wieviel?): €
Nutzen (Wie hoch?): ▲▲▲

Zeithorizont (Wann?): 

V. Fußgängerfreundliche Verkehrsorganisation und Erhöhung der Verkehrssicherheit

12. Schaffung fußgängerfreundlicher gesetzlicher Rahmenbedingungen in der 
Straßenverkehrsordnung und bei den Stellplatzregulativen der Länder und 
Gemeinden
Die StVO soll unter besonderer Berücksichtigung der Bedürfnisse des FußgängerInnen-
verkehrs modernisiert und die Position des/der FußgängerInn gestärkt werden. Zu diesem 
Zweck ist die Einberufung einer Arbeitsgruppe zur Diskussion der Modernisierung der 
StVO gemäß der Forderung im Arbeitsprogramm der österreichischen Bundesregierung 
für die Jahre 2013 bis 2018 anzustreben.
Des Weiteren sollen die Stellplatzregulative der Länder vereinheitlicht und entsprechend 
der Förderung der aktiven Mobilität, v. a. des Zu-Fuß-Gehens, adaptiert werden (z. B. 
„Äquidistanz“, Höchstmengen an Stellplätzen).
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Umsetzung (Wer?): B/L/G
Aufwand/Kosten (Wieviel?): €
Nutzen (Wie hoch?): ▲▲▲

Zeithorizont (Wann?): 

13. Fußgängerfreundlicher Kfz-Verkehr durch Bevorrangung des 
FußgängerInnenverkehrs bei Nutzungskonfl ikten
In Siedlungsgebieten und Gebieten mit erhöhtem FußgängerInnen-Verkehr sollen vermehrt 
Tempo-30-Zonen eingerichtet werden. Durch FußgängerInnen-freundliche Schaltungen an 
Verkehrslichtsignalanlagen und eine Fußgänger-optimierte Gestaltung von Kreuzungen, 
Schutz- und Gehwegen soll die Sicherheit für FußgängerInnen beim Queren der Fahrbahn 
gesteigert werden. Die Planungsrichtlinien sind dahingehend zu überprüfen, falls erforder-
lich zu überarbeiten, und anschließend einheitlich anzuwenden. Flächenhaftes Queren im 
Rahmen von Begegnungszonen kann dort ermöglicht werden, wo es die Rahmenbedingun-
gen (insbesondere die Verkehrsstärken im Individualverkehr) zulassen. Eine räumliche Be-
schränkung des Kfz-Verkehrs soll verstärkt bei hohem FußgängerInnen-Verkehrsaufkom-
men in Stadt- und Ortszentren, in dicht bebauten Wohngebieten, im Umgebungsbereich 
von Schulen, Seniorenheimen und Parkanlagen, in Straßen mit dichtem öffentlichem Ver-
kehr, in Einkaufsstraßen und in Naherholungsgebieten vorgenommen werden. Die Möglich-
keiten (Parkraumbewirtschaftung, Geschwindigkeitsreduktionen, Einfahrtsbeschränkungen 
etc.) sowie die gewünschten bzw. erzielbaren Effekte sind situationsabhängig zu beurtei-
len. Eine zeitliche Beschränkung des Kfz-Verkehrs kann vor und nach Schul- und Kinder-
gartenbeginn, während der Hauptgeschäftszeiten und -tage, an Wochenenden und für Fes-
te und Märkte erfolgen. Autofreie Siedlungen mit Sammelgaragen am Rande der Siedlung 
bzw. des Stadtviertels in Kombination mit einem dichten Fußwegenetz und entsprechen-
dem Angebot im öffentlichen Verkehr tragen wesentlich zur Attraktivierung des Fußgänge-
rInnen-Verkehrs bei. 
Umsetzung (Wer?): G/L
Aufwand/Kosten (Wieviel?): €€
Nutzen (Wie hoch?): ▲▲▲

Zeithorizont (Wann?): 

14. Erhöhung der Verkehrssicherheit und subjektiven Sicherheit der FußgängerInnen 
u. a. durch Reduktion der Kfz-Geschwindigkeiten und bauliche Maßnahmen im 
Straßenraum
Sowohl die Verkehrssicherheit als auch das subjektive Sicherheitsgefühl des Fußgängers/
der Fußgängerin sind im Sinne der Steigerung des FußgängerInnen-Verkehrsanteils kon-
tinuierlich zu erhöhen. Durch VLSA-Programme mit „Rundum-Grün“ ist ein schnelles und 
sicheres Queren der Fahrbahn möglich. Vor allem an Knotenpunkten mit starkem Fußgän-
gerInnen- und geringem Kraftfahrzeugverkehr kann diese Schaltung einen Beitrag zur Stei-
gerung der Verkehrssicherheit der FußgängerInnen leisten.11 Die Überquerung von Stra-
ßen soll zudem durch Aufpfl asterungen von Schutzwegen und Kreuzungsplateaus, Geh-
steigvorziehungen und Mittelinseln erleichtert werden. Auch ein Belagswechsel im Fahr-
bahnquerungsbereich der FußgängerInnen kann angedacht werden. Die Anlagen für den 
FußgängerInnen-Verkehr sind großzügig zu dimensionieren. Die Identifi kation mit dem ei-
genen Wohnviertel ist ein wesentlicher Beitrag zur persönlichen Sicherheit. In diesem Sin-
ne sind die Meinungen und Wünsche der BewohnerInnen bei der Planung und Gestal-
tung von FußgängerInnen-Verkehrsanlagen zu berücksichtigen. Diese sind grundsätzlich 
so auszugestalten, dass die Akzeptanz der Bevölkerung und in weiterer Folge die Frequen-

11 RiLSA – Richtlinien für Lichtsignalanlagen – Lichtzeichenanlagen für den Straßenverkehr. Ausgabe 2010, FGSV
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zen im FußgängerInnen-Verkehr hoch sind. Gute Beleuchtung auf FußgängerInnen-Ver-
kehrsanlagen soll gewährleistet sein. Die dadurch hohe Wahrscheinlichkeit, im Straßen-
raum gesehen zu werden, gibt Menschen, vor allem Frauen und älteren Personen, die Si-
cherheit, sich auch abends alleine im öffentlichen Raum zu bewegen.
Umsetzung (Wer?): G/L
Aufwand/Kosten (Wieviel?): €€
Nutzen (Wie hoch?): ▲▲▲

Zeithorizont (Wann?): 

15. Berücksichtigung von Barrierefreiheit
In unmittelbarer Umgebung von Schulen, Kindergärten und Spielplätzen ist besonders auf 
ausreichend dimensionierte Gehwege und ausreichende Sichtbeziehungen zu achten. 
Wohnstraßen, Begegnungszonen – je nach Situation – und autofreie Zonen sind erstre-
benswert. Nicht nur für ältere Menschen ist auf eine ausreichende Zahl an Sitzmöglichkei-
ten und gut lesbare Informationen an Haltestellen und Wegweisern zu achten. Barrieren 
und Umwege sollen vermieden werden. Die Wege sind stets von Schnee, Blättern oder 
Kies freizuhalten, um Stürze zu vermeiden. Zudem ist auf eine ausreichende Zahl an sau-
beren öffentlichen Toiletten, Randsteinabsenkungen und Grünphasen in ausreichender 
Dauer und Häufi gkeit bei Verkehrslichtsignalanlagen zu achten. Bei der Gestaltung des 
öffentlichen Raumes ist darauf zu achten, dass die Straße auch als „Kommunikations-
raum“ von großer Bedeutung ist. Sinnes- und mobilitätseingeschränkte Personen haben 
ähnliche Ansprüche an den öffentlichen Raum, wobei vor allem bei der Möblierung des 
Straßenraums und der Gestaltung öffentlicher Toiletten auf Barrierefreiheit zu achten ist. 
Randsteine sind fl ach auszuführen, um das Queren von Straßen mit Rollstühlen zu er-
leichtern. Besonderes Augenmerk soll auf die Sichtbeziehungen gelegt werden, damit 
Kfz-LenkerInnen FußgängerInnen frühzeitig erkennen können. Auch neue Technologien 
sollen Berücksichtigung fi nden. Abbiegende Fahrzeuge stellen potenziell bei Querungen 
für Personen mit eingeschränktem Sehvermögen eine besondere Gefahr dar. Eine der 
möglichen Lösungen ist bei von Fußgängern stark frequentierten Kreuzungen die Schal-
tung „Rundum Grün“ bei Ampelanlagen von mehrarmigen Kreuzungen, um während der 
Querungszeiten der Zu-Fuß-Gehenden das Abbiegen von Fahrzeugen zu verhindern.
Umsetzung (Wer?): G/L
Aufwand/Kosten (Wieviel?): €€
Nutzen (Wie hoch?): ▲▲▲

Zeithorizont (Wann?): 

VI Optimierung der Verknüpfung mit anderen Verkehrsmitteln

16. Leichte Erreichbarkeit und optimale Gestaltung von Haltestellen des öffentlichen 
Verkehrs unter besonderer Berücksichtigung der Bedürfnisse von FußgängerInnen 
Es soll eine leichte und sichere Zugänglichkeit zu Haltestellen und Bahnsteigen, beispiels-
weise durch radiale Ausrichtung der Zugangswege, gewährleistet sein. Die Zugangswe-
ge sollen attraktiv gestaltet sein und durch Parkanlagen, Aufenthaltsfl ächen, Passagen mit 
Auslagen und dergleichen führen. Kurze Wege sollen durch Ausrichtung des Wegenetzes 
an den Haltestellen sowie leichter Überblickbarkeit beziehungsweise Überquerbarkeit von 
Barrieren wie Wohnblöcke, Autobahnen, Bahnanlagen oder Flussläufe erreicht werden. 
Höhendifferenzen sollen vermieden werden, wo erforderlich sind Stiegen- und barrierefreie 
Rampenanlagen zu errichten. Die Wartefl ächen bei den Haltestellen sollen ausreichend 
dimensioniert und durch Anordnung von Sitzbänken, Bepfl anzung, Beleuchtung und Wit-
terungsschutz attraktiv gestaltet werden. Wegweiser, Fahrpläne und Informationen sollen 
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ausreichend vorhanden sowie leicht lesbar und für alle Bevölkerungsgruppen verständ-
lich sein. Barrierefreiheit ist sowohl bei bestehenden Anlagen als auch bei Neuplanungen 
besonders zur berücksichtigen. Das durch vorbeifahrende Kraftfahrzeuge ungefährdete 
Aus- und Einsteigen soll durch Anlage und bauliche Gestaltung der Haltestellen unterstützt 
werden. Existierende Dokumente wie beispielsweise das Projektierungshandbuch zum öf-
fentlichen Raum der Wiener Magistratsabteilung 18 oder die Broschüre „Haltestellen der 
Zukunft“ der Wiener Linien sind ebenso zu berücksichtigen wie die geltenden RVS. Für 
die Bahnhöfe und Haltestellen des öffentlichen Verkehrs soll ein bundesweit vereinheit-
lichtes Corporate Design entwickelt werden.
Umsetzung (Wer?): B/L/G/Verkehrsbetreiber
Aufwand/Kosten (Wieviel?): €€
Nutzen (Wie hoch?): ▲▲▲

Zeithorizont (Wann?): 

17. Förderung eines harmonischen Miteinanders des Fuß- und Radverkehrs unter 
Bevorzugung des FußgängerInnenverkehrs bei unzureichenden Platzverhältnissen
Es soll ausreichend Platz für FußgängerInnen und RadfahrerInnen durch eine gleichbe-
rechtigte Verteilung des vorhandenen Platzes geschaffen werden. Bei starkem Verkehr-
saufkommen, hohen Geschwindigkeiten im Radverkehr oder großzügigen Platzverhält-
nissen empfi ehlt es sich, das Trennprinzip anzuwenden. Farbiger Asphalt zur Kenntlich-
machung der Radwege als Fahrbahn und Unterscheidung von Fußwegen ist vor allem 
dort zweckdienlich, wo hohe Konfl iktgefahr droht bzw. wo erhöhte Aufmerksamkeit erfor-
derlich ist. Abstellanlagen für Fahrzeuge sind so anzuordnen, dass Konfl ikte mit Fußgän-
gerinnen/Fußgängern minimiert und diese nicht in ihren Bewegungsabläufen beeinträch-
tigt werden. Abstellanlagen von Leihfahrradsystemen hingegen sollten in der Nähe von 
stark frequentierten Orten mit hoher Fußgängerfrequenz angeordnet werden, sodass zwi-
schen den beiden Verkehrsträgern Wechselwirkungen entstehen.
Umsetzung (Wer?): B/G
Aufwand/Kosten (Wieviel?): €€
Nutzen (Wie hoch?): ▲▲▲

Zeithorizont (Wann?): 

18. Einbindung alternativer Mobilitätsformen wie bspw. klassischen Taxis, 
Anrufsammeltaxis, Car-Sharing und Mietwagen in die Planung und Gestaltung 
von FußgängerInnenverkehrsanlagen
Alternative Mobilitätsformen wie beispielsweise klassische Taxis und Anrufsammeltaxis, 
Car-Sharing und Mietwagen sind in die Planung und Gestaltung von FußgängerInnenver-
kehrsanlagen miteinzubeziehen. Besonderes Augenmerk soll dem Informationsangebot 
über die Örtlichkeiten der entsprechenden Fahrzeugstände, Verfügbarkeiten und Fahrt-
kosten gelten.
Umsetzung (Wer?): B/L/G
Aufwand/Kosten (Wieviel?): €
Nutzen (Wie hoch?): ▲▲▲

Zeithorizont (Wann?): 
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VII Informationssysteme und Bewusstseinsbildung

19. Forcierung verkehrsmittel- und verkehrsträgerübergreifender Informationssysteme 
zur hochwertigen Verknüpfung des FußgängerInnenverkehrs mit allen anderen 
Verkehrsmitteln
Verkehrsträgerübergreifende Verkehrsinformationssystemen sollen auch den Fußgänge-
rInnenverkehr als Verknüpfung aller anderen Verkehrsmittel in Information und Routing 
sowie dessen spezielle Bedürfnisse berücksichtigen.
Umsetzung (Wer?): B (bmvit)/L/G
Aufwand/Kosten (Wieviel?): €
Nutzen (Wie hoch?): ▲▲▲

Zeithorizont (Wann?): 

20. Aufsetzung einer themenübergreifenden und informativen Internetplattform
Eine auf Bundesebene koordinierte Internetplattform soll eingerichtet werden. Die Allge-
meinheit soll über das infrastrukturelle Angebot, Kampagnen zur Förderung des Fußgän-
gerInnen-Verkehrs sowie Schnittstellen zu anderen Verkehrsträgern usw. informiert wer-
den; diese sollen mit bestehenden (regionalen) Angeboten vernetzt werden. Ein Forum 
kann als Informationsplattform für aktuelle Themen des FußgängerInnen-Verkehrs sowie 
für Barrieren, Hindernisse und andere Probleme im FußgängerInnen-Verkehr dienen und 
zugleich die Möglichkeit bieten, Lösungsvorschläge zu diskutieren. Die KoordinatorInnen 
können die Plattform zum Austausch sowie zum Monitoring nutzen und die Inhalte des Fo-
rums in die FußgängerInnen-Verkehrsplanung einfl ießen lassen. Integriert werden können 
Orientierungs- und Wegweisungstools wie beispielsweise FußgängerInnen-Verkehrs-Rou-
tenplaner. 
Umsetzung (Wer?): B
Aufwand/Kosten (Wieviel?): €
Nutzen (Wie hoch?): ▲▲▲

Zeithorizont (Wann?): 

21. Entwicklung und Durchführung von Bewusstseinsbildungs-Kampagnen zur 
Förderung des FußgängerInnenverkehrs auf Bundes-, Landes-, und Gemeindeebene
Es ist verstärkt auf Kampagnen zur Förderung des FußgängerInnen-Verkehrs zu setzen. 
Themen wie „Kurze Wege zu Fuß“ oder „Sicherheit im Straßenverkehr“ sollen durch Bro-
schüren forciert und den Menschen bewusst gemacht werden. „FußgängerInnen-Aktions-
tage“ sollen die Möglichkeit bieten, der Bevölkerung das Thema „Gehen“ an zentralen 
Plätzen näher zu bringen und darüber zu informieren. Lokale Kampagnen (z. B. Aktion „Zu 
Fuß“ in der Großgemeinde Langenlois, http://www.vspar.at/Aktionen/LLzufuss.htm) sollen 
mit überregionalen und nationalen Kampagnen (z. B. „Zu Fuß im hohen Alter“, BMVIT 
2011a) und Kampagnen auf europäischer Ebene (z. B. THE PEP, http://www.unece.org/
the-pep; CEHAPE, http://cehape.env-health.org oder „Do the Right Mix“, http://www.do-
therightmix.eu/campaign/about) vernetzt werden.
Umsetzung (Wer?): B/L/G
Aufwand/Kosten (Wieviel?): €€
Nutzen (Wie hoch?): ▲▲

Zeithorizont (Wann?): 
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VIII Forschung

22. Weiterführung und Intensivierung der FußgängerInnenverkehrsforschung
Der FußgängerInnenverkehr war Gegenstand ausgesuchter Forschungsprojekte, die im Rah-
men der Forschungsförderungsprogrammlinie „ways2go“ des bmvit in vier Programmlinien-
ausschreibungen die Erweiterung der Wissensbasis zu Zukunftsfragen von Mobilität und 
Verkehr zum Ziel hatte. Auch das Forschungs-, Technologie- und Innovationsförderpro-
gramm „Mobilität der Zukunft“ des bmvit unterstützt im Programmzeitraum 2012 bis 2020 
im Themenfeld „Personenmobilität innovativ gestalten“ die Forschungsfelder „Multimodale 
Lebensstile“, „Aktive Mobilität“ und „Gleichberechtigte Mobilität“, und inkludiert damit das The-
menfeld FußgängerInnenverkehr. Initiativen wie diese fördern den Stellenwert, die Qua lität 
und damit die Akzeptanz des Verkehrsmittels Zu-Fuß-Gehen und sollen weitergeführt bzw. 
verstärkt werden. Ressortübergreifende Forschungsförderschemata für eine aktive Mobili-
tät durch Kooperation der Ministerien BMG, BMLFUW, BMLVS und bmvit sind erstrebenswert.
Umsetzung (Wer?): B (bmvit)
Aufwand/Kosten (Wieviel?): €€
Nutzen (Wie hoch?): ▲▲▲

Zeithorizont (Wann?): 

IX. Ausbildung

23. Angebote zur Mobilitätsbildung verstärken und budgetär absichern
Je mehr Bevölkerungsgruppen und EntscheidungsträgerInnen mit Mobilitätsschulungen 
erreicht werden, desto größer ist der Wirkungsbereich. Angebote zur Mobilitätsschulung 
können sowohl an EntscheidungsträgerInnen (wie z. B. Amtssachverständige der zustän-
digen Behörden oder PolitikerInnen) als auch an SchülerInnen, Eltern und LehrerInnen 
adressiert sein, um eine nachhaltige Änderung der Wertehaltung zu erzielen und Bewusst-
sein für den Verkehrsträger FußgängerInnen-Verkehr zu schaffen. Die Einbindung des 
Bundesministeriums für Bildung und Frauen ist von zentraler Bedeutung. Durch kontinu-
ierliche Medienarbeit soll auf das Gehen als wichtiges und naturgegebenes Fortbewe-
gungsmittel aufmerksam gemacht werden („Wir sind alle FußgängerInnen“). Es soll ver-
stärkt auf Kooperativen, beispielsweise mit regionalen Tourismusbüros zur Erstellung von 
Spazierkarten, gesetzt werden, mit dem Ziel, bekannte Orte auf neue Art und Weise aus 
der Perspektive der Fußgängerin/des Fußgängers kennenzulernen. 
Umsetzung (Wer?): B/L/G
Aufwand/Kosten (Wieviel?): €
Nutzen (Wie hoch?): ▲▲▲

Zeithorizont (Wann?): 

X. Datenbasis und Monitoring

24. Gleichrangige Berücksichtigung des FußgängerInnenverkehrs und Erfassung 
aller Fußwege in der Verkehrsstatistik und den Mobilitätskennzahlen 
Der FußgängerInnenverkehr soll als gleichberechtigter Verkehrsträger gesehen werden. 
Dazu soll auch die Entwicklung einer hochwertigen und umfassenden Datenbasis beitra-
gen. Ergänzend zu regelmäßigen österreichweiten verkehrsträgerübergreifenden Mobili-
tätserhebungen sollen in regelmäßigen Abständen systematische Fußgängerzählungen 
stattfi nden und das Netz von Zählstellen an repräsentativen Querschnitten, wie zum Bei-
spiel Bahnhöfen und Zugangspunkten zum ÖV weiter ausgebaut werden. Neben den Fre-
quenzen sind Kennzahlen zum FußgängerInnenverkehr hinsichtlich Erreichbarkeiten, Auf-
enthaltsdauern, Hindernissen wie Umwegen oder Wartezeiten und Flächenbedarf zu er-
heben. FußgängerInnenverkehrs-Aspekte können auch bei anderen nationalen Erhebun-
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gen, beispielsweise zu Freizeit und Tourismus berücksichtigt werden. Erhebungen soll ten, 
in Abhängigkeit des Erhebungszweckes, vorrangig nach dem Etappenkonzept erfolgen, 
nach welchem nicht der gesamte Weg, sondern jede Etappe eines Weges einem Haupt-
verkehrsmittel zugeordnet wird. Bei der Erhebung von Fußwegen können, in Abhängig-
keit des Erhebungszwecks, herkömmliche Methoden zunehmend mit ausreichend erprob-
ten digitalen Technologien wie Mobilfunk und Satellitenortung ergänzt werden. Des Wei-
teren sind Daten zu Mobilitätseinschränkungen und Voraussetzungen für die Verkehrs-
teilnahme besonderer Gruppen von FußgängerInnen wie Kindern, älteren Menschen und 
sinnes- und mobilitätseingeschränkten Menschen zu erheben. Zur Verbesserung der Da-
tengüte können Informationen aus weiteren Quellen, wie beispielsweise der Werbewirt-
schaft, Verkehrsbetrieben und öffentlichen und halböffentlichen Einrichtungen einen ho-
hen Mehrwert leisten. Grundsätzlich ist bei allen Datenerhebungen das Datenschutzge-
setz in der geltenden Fassung zu beachten.
Umsetzung (Wer?): B (bmvit)/L/G
Aufwand/Kosten (Wieviel?): €€€
Nutzen (Wie hoch?): ▲▲▲

Zeithorizont (Wann?): 

25. Entwicklung einer hochwertigen Datengrundlage zur Verkehrs- und subjektive 
Sicherheit durch Integration aller verfügbaren Datenquellen
Neben den Kennzahlen zur Mobilität soll auch für die Themenfelder Verkehrssicherheit 
und subjektive Sicherheit der Fußgängerin/des Fußgängers die existierende Datenbasis 
aufgewertet und weiterentwickelt werden. Erhebung, Auswertung und Analyse verletzter 
und getöteter FußgängerInnen mit und ohne Fahrzeugbeteiligung sollen vereinheitlicht, 
an zentraler Stelle zusammengeführt und für eine integrierte Betrachtung der Fußgänge-
rInnen-Verkehrsplanung den MobilitätskoordinatorInnen zur Verfügung gestellt werden. 
Auch das subjektive Sicherheitsgefühl bezüglich Belästigung und krimineller Übergriffe 
soll FußgängerInnen-bezogen, eventuell als Teil der Mobilitätserhebungen, in regelmäßi-
gen Abständen erhoben und analysiert werden. Grundsätzlich ist bei allen Datenerhebun-
gen das Datenschutzgesetz in der geltenden Fassung zu beachten.
Umsetzung (Wer?): B (bmvit)/L/G
Aufwand/Kosten (Wieviel?): €
Nutzen (Wie hoch?): ▲▲▲

Zeithorizont (Wann?): 

26. Erhebung fußgängerInnenverkehrsrelevanter qualitativer und quantitativer 
Indikatoren und Etablierung eines geeigneten Benchmark Systems unter 
Berücksichtigung des Modal Splits
Behörden aller Stufen und die Öffentlichkeit sollen regelmäßig über die Entwicklung des 
FußgängerInnenverkehrs informiert werden. Der dafür zu erstellende Entwicklungsbericht 
soll regelmäßig zu erhebenden Indikatoren (Modal Split, Personenkilometer im Fußgän-
gerInnenverkehr, Unfälle im FußgängerInnenverkehr mit und ohne Fahrzeugbeteiligung, 
Anzahl umgesetzter Verkehrskonzepte mit expliziter Berücksichtigung der Bedürfnisse 
des FußgängerInnenverkehrs, Anzahl durchgeführter FußgängerInnenverkehrschecks, 
etc.) gemäß den zu Verfügung stehenden Daten enthalten. Weiters soll der Umsetzungs-
status des vorliegenden Masterplan Gehen regelmäßig erhoben werden.
Umsetzung (Wer?): B/L/G
Aufwand/Kosten (Wieviel?): €
Nutzen (Wie hoch?): ▲▲▲

Zeithorizont (Wann?): 
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7 GUTE PRAXISBEISPIELE

7.1 Mobilitätsmanagement

klimaaktiv mobil: Für Mehr klimafreundliche Mobilität in Österreich

klimaaktiv mobil ist die Initiative des Bundesministeriums für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 
und Wasserwirtschaft (BMLFUW) für aktiven Klimaschutz im Verkehrsbereich zur Forcierung von 
klimaschonendem Mobilitätsmanagement. klimaaktiv mobil umfasst sowohl Beratungs-, Förde-
rungs- und Bewusstseinsbildungsprogramme zur Motivation und Unterstützung von Betrieben, Ver-
waltungen, Regionen, Städten und Gemeinden, der Freizeit- und Tourismusbranche, Bauträgern, 
Immobilienentwicklern und Investoren, Schulen und Jugend sowie der allgemeinen Öffentlichkeit 
bei der Entwicklung, Umsetzung und Verbreitung von Klimaschutzmaßnahmen im Verkehr. 
klimaaktiv mobil ist ein wichtiger Beitrag zum Klimaschutzgesetz, zur Energie- und Klimastrate-
gie, zum Masterplan Rad und zu den EU Verpfl ichtungen im Klima- und Energiepaket. Dafür wur-
de die Initiative im Rahmen des European Public Sector Awards – EPSA 2011 bereits zum 2. Mal 
als innovatives und vorbildliches Beispiel in Europa ausgezeichnet. klimaaktiv mobil gilt auch im 
Rahmen des Pan-Europäischen Programms für Verkehr, Umwelt und Gesundheit der UNECE 
WHO (THE PEP) und der EU Plattform für Mobilitätsmanagement (EPOMM) als europäisches 
Vorzeigebeispiel.Unterstützt wird das Programm von der Wirtschaftskammer Österreich, dem 
WIFI, dem Österreichischen Städte- und Gemeindebund sowie den Ländern. 

Mobilitätswende für ein lebenswertes Österreich

Das klimaaktiv mobil Programm bietet umfassende maßgeschneiderte Beratungs- und Förderan-
gebote für mehr klimafreundliche Mobilität in ganz Österreich. Über 5700 klimaaktiv mobil Pro-
jekte sparen bereits in Summe rd. 590.000 t CO2 pro Jahr ein. Einen besonderen Schwerpunkt für 
Gemeinden setzt klimaaktiv mobil durch das Programm „Innovative klimafreundliche Mobilität für 
Regionen, Städte und Gemeinden“. Die klimaaktiv mobil Angebote umfassen: 

Beratung: Kostenlose Unterstützung bei der Entwicklung, Umsetzung und Fördereinreichung 
von Klimaschutzmaßnahmen für klimafreundliche Mobilität.

Förderung: Für Fuhrparkumstellungen auf alternative Fahrzeuge und erneuerbare Energien, 
E-Mobilität, Radverkehr und Mobilitätsmanagement winken finanzielle Unterstützungen durch das 
BMLFUW. Einreichen können juristische Personen, wie Städte, Gemeinden und Regionalverbände, 
Vereine, Tourismusorganisationen, Betriebe, Verkehrsunternehmen, -verbünde etc. Das klimaaktiv 
mobil Förderungsprogramm hat bisher zahlreiche umweltfreundliche Mobilitäts projekte mit rund 
75 Mio. Euro aus Fördermittel des BMLFUW und des Klima- und Energiefonds unterstützt..

Auszeichnung: Vorbildliche Gemeinden, Betriebe und Verbände, die Projekte zur CO2-Reduktion 
umsetzen, werden vom Umweltminister als klimaaktiv mobil Projektpartner ausgezeichnet.

Ausbildung: klimaaktiv mobil bietet in Zusammen-
arbeit mit dem Klimabündnis Weiterbildungsmögli-
chkeiten für Ver treterInnen von Regionen, Städten 
oder Gemeinden (z. B. „Kommuna le/r Mobilitätsbe-
auftragte/r“, „Urbane/r Klima schutzbeauftragte/r“, 
„Kommunale/r Klimaschutzbeauf tragte/r“ oder „Kom-
munale/r Bodenschutzbeauftragte/r“).
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7.2 FußgängerInnenverkehrsforschung 

Forschungsförderprogramm 
„Mobilität der Zukunft“

Mobilität der Zukunft ist das österreichische Forschungs-, Technologie- und Innovationsförderungs-
programm (FTI), das vom bmvit für den Zeitraum 2012–2020 beschlossen wurde. Es initiiert ganz-
heitliche FTI Lösungsansätze, die auf einen Interessensausgleich zwischen Gesellschaft, Umwelt 
und Wirtschaft abzielen. Damit entstehen wesentliche Beiträge zur Sicherung der Mobilität bei 
gleichzeitiger Minimierung der negativen Auswirkungen des Verkehrs.

Dem Themenfeld „Personenmobilität innovativ gestalten“ kommt, neben den umwelt-, wirtschafts- 
und forschungsrelevanten Zielsetzungen, die Aufgabe zu, mobilitätsrelevante Phänomene im Kon-
text der gesellschaftlichen Trends und Veränderungen (Urbanisierung, demographischer Wandel, 
Wertewandel, Technologisierung etc.) zu erforschen, um mittel- bis langfristig innovative Lösungen 
zu entwickeln und mobilitätsrelevante Veränderungsprozesse anzustoßen. Das Themenfeld um-
fasst das Forschungsfeld „Aktive Mobilität“, das unter anderem die Attraktivierung des Fußverkehrs 
und die Steigerung des Fußverkehrsanteils zum Ziel hat. Dabei werden folgende Forschungsfel-
der adressiert: 

  Wissensbasis Mobilitätsverhalten unterschiedlicher Personengruppen
  Innovationen zur Motivation zum Gehen
  Information/Navigation barrierefreie Fortbewegung
  Planungs- und Mitgestaltungswerkzeuge 
  Innovationen im Bereich der Begleitmobilität

Nähere Informationen unter: www.mobilitaetderzukunft.at 

Projektinformationen unter: www.ffg.at/verkehr

Mobilität der Zukunft – Themenfelder

Personenmobilität

Gütermobilität

Verkehrs
infrastruktur

systemische
Innovationsfelder

Technologie
felder

Güter

Nutzer

Fahrzeug
technologien

Menschen
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7.3 „Pilotprojekt Schutzweginitiative“: der Zebrastreifen der Zukunft

Ein Forschungsprojekt des Österreichischen Ver-
kehrssicherheitsfonds (VSF)12 zeigt, dass eine 
gute Beleuchtung die Sicherheit auf Schutzwe-
gen (Zebrastreifen) deutlich erhöht. Auf einer 
Testanlage in Breiten furt werden derzeit unter an-
derem in den Boden eingelassene LED-Schutz-
wegleuchten getestet.

„Die Anhaltebereitschaft von Fahrzeugen bei 
Nacht ist um knapp zwei Drittel niedriger als bei 
Tag. Speziell bei schlecht ausgeleuchteten We-
gen ist der Wille, Fußgängerinnen und Fußgän-
gern den Vorrang zu geben, um 32 Prozent nie-
driger als bei gut ausgeleuchteten“, sagt Ver-
kehrsminister Alois Stöger.

Österreichs Fußgängerinnen und Fußgängern 
stehen circa 18.000 ungeregelte Schutzwege zur 
Verfügung – gedacht für das sichere Überque-
ren von Straßen. Trotzdem werden jährlich im 
Durchschnitt circa 1.500 Menschen bei Unfäl-
len auf ungeregelten Schutzwegen teils schwer 
verletzt, circa 14 Menschen verlieren ihr Leben. 
Die Gruppe der 15-19-jährigen Fußgängerin-
nen und Fußgänger ist am häufi gsten betroffen.

Im Rahmen eines durch den Verkehrssicherheitsfonds des bmvit geförderten Forschungsprojekts 
wurde die Wirkung von unterschiedlichen Sicherungsmaßnahmen auf die Anhaltebereitschaft von 
Fahrzeuglenkerinnen und Fahrzeuglenkern wissenschaftlich untersucht. Die Studie „Pilotprojekt 
Schutzweginitiative“, durchgeführt von Forstreiter Consulting GmbH, wurde durch die ÖAMTC 
Fahrtechnik GmbH, die Neurotraffi c KG und Swarco unterstützt.

Die wichtigsten Erkenntnisse aus den Feldexperimenten, Schutzweganalysen und Befragungen:
  Eine große Rolle für die Anhaltebereitschaft von Fahrzeuglenkerinnen und Fahrzeuglenkern spie-
len die Lichtverhältnisse. Bei Nacht sinkt die Anhaltebereitschaft um knapp zwei Drittel. Speziell 
bei schlecht ausgeleuchteten Schutzwegen ist der Wille, Fußgängerinnen und Fußgängern den 
Vorrang zu geben, um 32 % niedriger als bei stark ausgeleuchteten. Eine bessere Beleuchtung der 
Schutzwege würde daher die Sicherheit von Fußgängerinnen und Fußgängern deutlich erhöhen.

  Empfohlen werden LED-Leuchten, die Schutzwege sehr gut ausleuchten können, dabei aber 
wenig Strom benötigen. Bei hohem Sicherheitsbedarf können in Kombination mit Fußgänge-
rinnen- und Fußgänger-Detektoren (Bewegungsmelder auf Videobasis) sogenannte „Lanelights“ 
(in die Fahrbahn integrierte Leuchtkörper beiderseits des Schutzweges) und Wechselblinker 
ungeregelte Schutzwege bei Nacht zu Leuchtinseln verwandeln. Für Fußgängerinnen und Fuß-
gänger erhöht sich so die Sicherheit.

Die Sicherung ungeregelter Schutzwege fällt in Österreich in die Zuständigkeit der jeweiligen Stra-
ßenverwaltungsbehörden. Die Erkenntnisse der Studie sollen in weiterer Folge in den technischen 
Regelwerken (RVS) berücksichtigt werden und somit in weiterer Folge als Standard bei der Ge-
staltung ungeregelter Schutzwege dienen.

12 VSF: http://www.bmvit.gv.at/bmvit/verkehr/strasse/sicherheit/fonds/index.html; 
VSF-Studie: http://www.bmvit.gv.at/verkehr/strasse/sicherheit/fonds/vsf/36_schutzwegsicherheit.html
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7.4 Fußgängerfreundliche Infrastruktur und Raumplanung

7.4.1 Platzgestaltung

Velden (Kärnten): B83 Kärntner Straße, Ortsraumgestaltung Velden

© Amt der Kärntner Landesregierung, Abteilung 9 Straßen und Brücken,Straßenbauamt Klagenfurt

Die Ortsdurchfahrt Velden B83 Kärntner Straße weist speziell in den Sommermonaten, bedingt 
durch den hohen Tourismusanteil der Marktgemeinde Velden, zusätzlich zum Arbeits- und Durch-
zugsverkehr einen starken Anteil an Freizeitverkehr auf. Durch „Shared Space“ soll erreicht wer-
den, dass der FußgängerInnen-, der RadfahrerInnen- und der motorisierte Verkehr den zur Ver-
fügung stehenden Raum gemeinsam gleichberechtigt nützen. Dies bedingt höhere Aufmerksam-
keit für alle VerkehrsteilnehmerInnen, wodurch die Verkehrssicherheit erhöht wird.

Graz (Steiermark): 
Neugestaltung Sonnenfelsplatz – Shared Space Graz (Walk-space Award 2013)

Die Neugestaltung des Sonnenfels-
platzes nach dem Shared-Space 
Konzept führte dazu, dass sich die 
VerkehrsteilnehmerInnen den ge-
meinsamen, entschleunigten Mobi-
litätsraum gleichrangig teilen. Bei der 
Gestaltung wurde insbesondere die 
Barrierefreiheit (Niveauunterschie-
de bei Bushaltestellen, gesicherte 
Überquerungsräume für Blinde und 
Sehbehinderte) beachtet. Außerdem 
wurde auch auf die Verbesserung 
der Aufenthaltsqualität geachtet.

Weitere Projekte:

  Wies (Steiermark): Marktplatz Wies (Walk-space Award 2013)
  Tulln (NÖ): Umgestaltung des Tullner Hauptplatzes (Walk-space Award Sieger 2010)
  Schwechat (NÖ): Umgestaltung des Schwechater Hauptplatzes 
(Walk-space Award Sieger 2008)

  International: London (GBR): Diagonale Fußgängerkreuzung Oxford-Circus (OECD, 2012)
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7.4.2 Fußwegenetze

Montafon (Vorarlberg): Wege, die verbinden

In dörfl ichen Gebieten sind Fuß-
gän gerInnen in der Minderheit und 
müs sen den Verkehrsraum mit an-
deren, meist motorisierten, Ver-
kehrs teilnehmerInnen teilen. Oft 
werden FußgängerInnen mit un-
günstigen Bedingungen konfron-
tiert, denn die Verkehrsplanung 
richtete sich in den letzten Jah-
ren stark nach den Bedürfnissen 
des motorisierten Verkehrs. 

7 Montafoner Gemeinden sind ge-
meinsam aktiv geworden, um at-
traktive fußläufi ge Verbindungen von Quell- und Zielgebieten zu aktivieren und gezielt Weglücken 
zu identifi zieren und zu schließen. Das Angebot an attraktiven innerörtlichen Fußwegen und Quer-
verbindungen soll in den kommenden Jahren ausgebaut und ergänzt werden, sodass es für die 
Bevölkerung wieder selbstverständlich wird, das Auto stehen zu lassen und alltägliche Erledigun-
gen wie das Einkaufen, den Weg zur Schule, Kirche, Bushaltestelle, der Gang zur Gemeinde, etc. 
zu Fuß zu machen.

Wien, Landstraße: Landstraßer Durchgänge (Walk-space Award Sieger 2010)

Aufbauend auf den traditionellen Landstraßer „Durchhäu-
sern“ wurde im Bezirksentwicklungsplan „Landstraße 2000“ 
im Jahr 1985 der planerische Grundstein für das Konzept 
der Landstraßer Durchgänge gelegt, indem die vorhande-
nen Ansätze eines Fußwegenetzes miteinander verknüpft 
wurden. Die Umsetzung wurde langfristig geplant und in 
den Flächenwidmungs- und Bebauungsplänen verankert. 
Bei der Realisierung von Bauprojekten im Bezirk werden 
die Vorschläge für die Durchgänge gleich mitbedacht und 
umgesetzt. Bedenken der AnrainerInnen wegen Lärm und 
Sicherheitsproblemen können durch eine Nachtsperre größ-
tenteils entkräftet werden.

Weitere Projekte:

  Stetteldorf (NÖ): Verbindungsfußweg Bergzeile 
– Siedlung Wagramgasse 
(Walk-space Award Sieger 2008)

  Schwechat (NÖ): Hochwasserschutz als Erlebniswelt, exklusiv für FußgängerInnen 
und RadfahrerInnen; (Walk-space Award 2010)

  Stadt Salzburg: „Zu Fuß im St. Andrä-Viertel“ (Walk-space Award 2010);
  International: Berlin (GER): Fußverkehrsstrategie Berlin
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7.4.3 Straßenräume

Götzis (Vorarlberg): Flanierzone am Garnmarkt (Walk-space Award Sieger 2013)

Die Flanierzone „Am Garnmarkt“ orientiert sich an den 
Grundsätzen des Schweizerischen Modells der Begeg-
nungszone. Die Flanierzone forciert die Etablierung des 
öffentlichen Raums und die Koexistenz im Straßenraum 
für alle VerkehrsteilnehmerInnen und NutzerInnen, ohne 
bestimmte Verkehrsarten zu verbieten oder auszuschlie-
ßen. Nach der Umsetzung hat sich gezeigt, dass insbe-
sondere das Zu-Fuß-Gehen bzw. Flanieren gefördert und 
attraktiviert wurde.

Weitere Projekte:

  Wien, Mariahilf: Fritz-Imhoff-Park 
(Walk-space Award Sieger 2010)

  Reichenau (NÖ): Platzgestaltung über die gesamte 
Ortseinfahrt (Walk-space Award Sieger 2008)

  Thalgau (Salzburg): „Zentrum erleben“ (bmvit, 2011)
  International: USA: Complete Street Concept 

(OECD, 2012)
  International: Zürich (SUI): 30 km/h-Zonen 

(OECD, 2012)

7.4.4 Über- und Unterführungen/Querungen

Graz (Steiermark): Dauergrün für FußgängerInnen (Walk-space Award Sieger 2010)

An einer stark frequentierten Fuß-
gängerInnen-Achse am Edegger-
steg im Grazer Citybereich wur-
den zwei Modellverkehrslichtsig-
nalanlagen zur Querung wichtiger 
Cityerschließungsstraßen errich-
tet. In Zeiten des schwachen Au-
toverkehrs wurde in den Signal-
programmen ein Dauergrün für 
Fuß gänger aktiviert. Im neuen Si-
gnalprogramm werden die sich 
an nähernden Kfz etwa 100 m vor 
der Fußgängerlichtsignalanlage 
re gistriert und lösen ein Umschal-

ten in die Grünphase des Kfz-Stromes aus. Bei einer Geschwindigkeit von 40 km/h bekommt das 
Kfz Grün, ohne anhalten zu müssen. Da die Umlaufzeit mit 40 Sekunden festgelegt ist, beträgt 
die Wartezeit der FußgängerInnen, auch bei ständiger Kfz-Anmeldung, während der Verkehrsspit-
zen nie länger als 30 Sekunden.
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Thüringen (Vorarlberg): Signalgesteuerte Fußgängerübergänge 
mit unvollständiger Signalfolge (Walk-space Award Sieger 2008)

Zahlreiche Zebrastreifen sind mit Lichtsignalanlagen geregelt. Zum Überqueren des Zebrastrei-
fens muss sich die Fußgängerin/der Fußgänger anmelden. Dies ist für viele Wartende jedoch zu 
lang, insbesondere dann, wenn keine Fahrzeuge in Sichtweite sind. Zahlreiche FußgängerInnen 
queren deshalb in den verkehrsschwachen Zeiten bei ROT den Zebrastreifen, ohne sich anzu-
melden. Dies stellt jedoch ein hohes Sicherheitsrisiko dar. 

Versuchsweise wurde deshalb in Vorarlberg ein Zebrastreifen mit einer unvollständigen Signalfol-
ge eingerichtet:

Der Kraftfahrzeugverkehr erhält nur ein Zweikammersignal mit GELB und ROT. Die Fußgänge-
rInnen haben kein Lichtsignal. Im Normalfall sind die Signale dunkel. Der Zebrastreifen funktio-
niert wie ein normaler Zebrastreifen. Es gelten die Bestimmungen der Straßenverkehrsordnung. 
Bei hohem Verkehrsaufkommen oder bei besonders schutzbedürftigen Personen (Kinder, Schü-
ler usw.) können die FußgängerInnen die Überquerung ebenfalls per Druckknopf anfordern. Die 
für den Kfz-Verkehr ursprünglich dunkle Ampel springt auf GELB und nach 3 Sekunden auf ROT. 
Dadurch ist der Kfz-Verkehr gezwungen, anzuhalten. Sobald die Fahrzeuge stoppen, können die 
FußgängerInnen den Zebrastreifen gesichert queren. Die Wartezeit beträgt maximal 3 Sekunden. 
Dadurch wird die Akzeptanz der FußgängerInnen, sich konform der StVO zu verhalten, deutlich 
verbessert und die Sicherheit erhöht sich.

Weitere Informationen unter: 
http://www.walk-space.at/index.php/projekte/walk-space-award/award-2008/gewinner-querungen

Weitere Projekte 

  Döbling (Wien): Skywalk Spittelau (Walk-space Award Sieger 2008)
  Amstetten (NÖ): Umbau einer FußängerInnen- und RadfahrerInnenunterführung unter der 
Westbahn – Gschirmbachpassage (Walk-space Award Sieger 2008)

7.5 Information und Bewusstseinsbildung

7.5.1 Beratungsprogramme

EinfachSicherGehen – Beratungsprogramm für oö Gemeinden

Seit 2013 führt Klimabündnis OÖ das Projekt „EinfachSicherGehen“ im Auf-
trag des Verkehrsressorts des Landes Oberösterreich durch. Das Interes-
se der Gemeinden war von Anfang an sehr groß. 

Ablauf: Zuerst wird das Gemeindegebiet auf FußgängerInnen-Freundlich-
keit überprüft. Dann werden Maßnahmen erarbeitet, die den Fußverkehr 
im Ort beleben. Die ersten teilnehmenden Gemeinden waren Vöcklabruck, 
Traun, Weibern, Gaspoltshofen und Perg. „Die ersten Erfolge sind sicht-
bar“, freut sich Gerlinde Larndorfer vom Klimabündnis OÖ, die das Projekt 
betreut. „In Vöcklabruck wurde ein Infrastrukturpaket mit Verbesserungen 
für FußgängerInnen beschlossen. Ein Schwerpunkt war die barrierefreie 
Verbindung vom SeniorInnenheim ins Zentrum. Traun führte unter dem Motto, Sanfte Mobilität ist 
GEHnial’ eine Info-Kampagne durch.“ Im Jahr 2014 werden Arbing, Asten, Schärding, Nußbach 
und Gallneukirchen „EinfachSicherGehen“ in ihren Gemeinden umsetzen.

Weiterführende Informationen: http://www.klimabuendnis.at/einfachsichergehen
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7.5.2 Schulwegekonzepte

Wies (Steiermark): Sulmweg = Sicherer Schulweg (Walk-space Award 2013)

Durch eine Schulumfeldanalyse zweier 4. 
Klassen erhoben die SchülerInnen die Art 
und Weise, wie sie täglich in die Schule ge-
bracht werden. Daraus wurde ersichtlich, 
dass sich vor allem jene SchülerInnen einen 
eigenen Fußweg zur Schule wünschen, die 
hauptsächlich mit dem Bus bzw. mit dem 
Auto in die Schule gebracht werden. Um die 
Eltern zu überzeugen, die Kinder auf dem 
kaum genützten Sulmweg in die Schule ge-
hen zu lassen, erarbeiteten die SchülerIn-
nen zahlreiche Verbesserungsvor schläge. 
Im Zuge dessen wurden eigens da für vorge-
sehene Elternhaltestellen mit Park fl ächen 

errichtet, welche circa 500 m von der Schule entfernt liegen, wo die Eltern ihre Kinder ungestört 
ein- und aussteigen lassen können. Als Hinweistafeln wurden lebensgroße Holzfi guren bemalt 
und aufgestellt. Dieses Vorhaben wurde von der Marktgemeinde Wies tatkräftig unterstützt.

Weitere Projekte:

  Stuhlfelden (Salzburg): Per-Pedes-Pass für Volksschule (Walk-space Award Sieger 2010)
  Wien, Hernals: Schulvorplatz Parhamerplatz (Walk-space Award Sieger 2008)
  Innsbruck (Tirol): „Ri-Ra-Rausgehraupe“
  International: Sisteron (FRA): Pedibus „Walk to school“ (OECD, 2012)

7.5.3 Bewegung

Sportunion Österreich (Wien): Förderung der körperlichen Aktivität im Alltag, 
„Hupfn.at“ (Walk-space Award Sieger 2010)

„Zu-Fuß-Geh Guides“ wurden mit 
überkopfgroßen Hinweistafeln aus-
gestattet. Diese informierten darü-
ber, dass die nächste Station eines 
ÖV in 5 Minuten zu Fuß zu errei-
chen sei und dafür ca. 400 Schritte 
nötig wären. Die Geh-Guides forder-
ten die Wartenden auf, gemeinsam 
mit den Guides bis zur nächsten 
Station zu Fuß zu gehen. 

Weitere Projekte:

  Körpergarten Stockerau (NÖ): Buggy Walk & Workout (Walk-space Award 2010)
  International: Australien: The 10.000 step challenge in Australia (OECD, 2012)
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7.5.4 Leitsysteme

FußgängerInnen-Leitsystem Wien

Die Stadt Wien erstellt ein einheitliches Fußgän-
gerInnen-Leitsystem. Ausgehend vom ersten 
Standort am Siebensternplatz im 7. Bezirk wer-
den zahlreiche Stelen entlang der Flaniermeilen 
errichtet. Das Projekt soll bis 2018 in Wien umge-
setzt werden. Das Leitsystem bietet vor allem für 
Ortsunkundige bessere und schnellere Orientie-
rung und zeigt die Besonderheiten der Umgebung. 
Der auf der Info-Stele aufgedruckte Plan gibt un-
ter anderem Entfernungen bzw. Gehzeiten zu den 
umliegenden Stationen des öffentlichen Verkehrs, zu Carsharing-Standorten, den Citybike-Stati-
onen oder öffentlichen WCs an. Zusätzlich sind „Short-Cuts“ – zum Beispiel Durchgänge durch 
Höfe – für FußgängerInnen angegeben. Sie sind um die Information ergänzt, ob diese barriere-
frei sind. Die Informations-Stelen sind werbefrei und werden nachts von innen beleuchtet.

7.5.5 Bewusstseinsbildung/Prozesshaftes

Salzburg: Vierthalerstraße, Pilotprojekt Stellplatzfreies Wohnen (Walk-space Award 2013)

© www.fairkehr.net

Vom 23. - 27. Mai 2013 wurden sämtliche Autoparkplätze in der Vierthalerstraße in der Stadt Salz-
burg durch Grünanlagen, Parkbänke und eigens konstruierte überdachte Fahrradständer ersetzt. 
Die Bevölkerung wurde für diesen Zeitraum aufgerufen, sich dieses Modell der systematischen 
Trennung von Wohnen und Parken persönlich anzusehen. Für AnrainerInnen wurden für den Zeit-
raum der Umgestaltung Ersatzparkplätze zur Verfügung gestellt. Ziel des Projektes war es ein Be-
wusstsein für die Vorteile einer Trennung von Wohnen und Parken für Gesellschaft und Wirtschaft 
zu schaffen und gleichzeitig einen öffentlichen Diskurs über den Stellenwert des Autos in der Ge-
sellschaft anzuregen.

Weitere Projekte:

  Niederösterreich: Dorfbegehung barrierefrei?“ (Walk-space Award 2013)
  Stadt Salzburg: fairkehrtes Fest – blühende Straße (Verein Fairkehr) 
(Walk-space Award Sieger 2010)

  Oberwart (Burgenland): „Gemeinsam gesund im Bezirk Oberwart“ (BMVIT 2011a, b?)
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7.6 Optimierung der Verknüpfung mit anderen Verkehrsmitteln

7.6.1 Schnittstellen zu anderen Verkehrsmitteln

Dornbirn (Vorarlberg): Multimodale Drehscheibe Bahnhof (Walk-space Award Sieger 2010)

Der Bahnhof wurde mit InfoPunkten, Vitrinen, 
einem Wegeleitsystem, einem taktilen Leitsys-
tem, Warteboxen, Bänken, abgesenkten Bahn-
steigen für niveaufreien Ein- und Ausstieg und 
Bahnsteigüberdachungen ausgestattet. Helle, 
sichere Unterführungen mit Tageslichteinfall 
und großzügigen, gläsernen Liften schaffen 
bar rierefreie Zugänge für alle Reisenden. Un-
terführungen für FußgängerInnen und Radfah-
rerInnen verbinden getrennte Stadtteile und 

erhöhen zusätzlich die Sicherheit. Der Bahnhof Dornbirn als multimodale Drehscheibe einer ver-
kehrsmittel- und stadtübergreifenden Vernetzung führt zu einem verringerten Verkehrsaufkommen, 
geringeren Schadstoff- und Lärmemissionen sowie zu besseren Bilanzen für öffentliche Budgets, 
den Klimaschutz, die Verkehrssicherheit und eine gesteigerte Wohn- und Lebensqualität.

Weitere Projekte:

  Verkehrsauskunft Österreich (VAO): Verkehrsmittel übergreifende Verkehrsauskunft für ganz 
Österreich, die auch Routing im FußgängerInnenverkehr umfasst

  Mödling (NÖ): Bahnhofsplanung unter Einbeziehung der FußgeherInnen, RadfahrerInnen 
und des ÖPNV (Walk-space Award 2010)

  Stadt Salzburg: Mobilitätstag für SeniorInnen (Walk-space Award 2010)

7.7 FußgängerInnenchecks

Mit dem «Fußgänger-Check» sollen im Sinne einer Qualitätssicherung die Schwachstellen des 
Fußwegnetzes aufgespürt und im Rahmen der Umsetzungsmöglichkeiten erste Maßnahmen vor-
geschlagen werden. 

Ziele:

  Vermittlung vertiefter Informationen über die konkreten Bedürfnisse von FußgängerInnen vor Ort 
  Erhebung von Schwachstellen/Potentialen im Fußwegnetz 
  Vorschläge zur Verbesserung von Problemstellen 

  Rasche Umsetzbarkeit erster Resultate 
  Geringer fi nanzieller und personeller Aufwand 
  Umsetzbare Maßnahmen haben Priorität 
  Ergebnisprotokoll: kurz-, mittel, langfristige 
Maßnahmenbündel 

Weitere Informationen unter: 
http://www.walk-space.at/index.php/fussgaen-
gercheck/beschreibung

©
 o

st
er

ta
g 

A
R

C
H

IT
E

C
TS

 Z
T 

G
m

bH
©

 w
al

k-
sp

ac
e.

at



Masterplan Gehen – Abkürzungsverzeichnis

53

8 ABKÜRZUNGSVERZEICHNIS

BMBWK ........... Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur
BMG ................ Bundesministerium für Gesundheit (vormals BMGF, BMGFJ)
BMLVS ............. Bundesministerium für Landesverteidigung und Sport
BMLFUW ......... Bundesministerium für Land- und Fortwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft
bmvit ................ Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie
CO2 .................. Kohlendioxid
GIP .................. Graphenintegrations-Plattform
MIV .................. Motorisierter Individualverkehr
ÖPNV .............. Öffentlicher Personennahverkehr
ÖROK .............. Österreichische Raumordnungskonferenz
ÖV ................... Öffentlicher Verkehr
RVS ................. Richtlinien und Vorschriften für das Straßenwesen
StVO ................ Straßenverkehrsordnung
UNECE ............ United Nations Economic Commission for Europe
VAO ................. Verkehrsauskunft Österreich
VLSA................ Verkehrslichtsignalanlage
VSF.................. Öserreichischer Verkehrssicherheitsfonds
WHO ................ World Health Organization
WIFI ................. Wirtschaftsförderungsinstitut Österreich
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